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Peter-Kurt Würzbach

Die Bundesrepublik Deutschland
und das Nordatlantische Bündnis

Wer die augenblickliche sicherheitspolitische
Diskussion in unserem Land auf ihren Kern
zurückführt, stößt schnell auf die Frage, wel-
che Bedeutung das NATO-Bündnis für die
Bundesrepublik Deutschland hat und, umge-
kehrt, welchen Beitrag unser Land zur politi-
schen und militärischen Funktionsfähigkeit
des Bündnisses leistet
Als die Sowjetunion nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges immer stärker dazu
überging, die Situation in Osteuropa zu ihren
Gunsten zu verändern und ihre Macht auszu-
dehnen, schlossen sich die Völker
Westeuropas und Nordamerikas zum Nordat-
lantischen Bündnis zusammen, um weiteren
Expansionsbestrebungen der Sowjetunion
wirksam entgegentreten zu können. Dies ist
auch heute noch der Zweck des Bündnisses.
Dabei ist die NATO mehr als nur ein Pakt zur
militärischen Sicherung des Vertragsgebietes.
Die Mitgliedstaaten bemühen sich über die
Fortentwicklung der gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik hinaus um
Zusammenarbeit in Fragen der Außen- und
Wirtschaftspolitik, der Wissenschaft und
Technik, der sozialen Entwicklung und der
Ökologie. Der Nordatlantikvertrag liefert den
Rahmen für eine Zusammenarbeit, die ganz
wesentlich auf gemeinsamen politischen
Wertvorstellungen beruht.
Seit über drei Jahrzehnten herrscht Frieden
in Europa, während in anderen Teilen der
Welt mehr als 140 Kriege geführt wurden.
Das ist eine überzeugende Bilanz für die
NATO. Auf dieses Ergebnis können alle
Bündnismitglieder stolz sein. Hat doch das
Verbindende stets über dem Trennenden ge-
standen. Daß dies angesichts teilweise recht
unterschiedlicher Interessen möglich war,
verdanken wir der gemeinsamen Wertschät-
zung von Freiheit und Recht, aber auch der
Bereitschaft aller, nationale Wünsche dem
Wohle dieser Wertegemeinschaft unterzu-

I. Grundlagen des Bündnisses

ordnen. So ist eine Schicksalsgemeinschaft
gewachsen, die bisher stets schnell genug auf
die sich verändernden Elemente der Bedro-
hung reagieren konnte. Solidarität, Flexibili-
tät und Opfersinn aller waren dafür nötig.

Diese Tugenden werden zukünftig angesichts
gestiegener und weiter steigender Aufrü-
stung im Warschauer Pakt noch wichtiger.
Denn unsere notwendige Reaktion darauf
wird von ungünstigen wirtschaftlichen Bedin-
gungen in den Mitgliedsländern der NATO,
von teilweiser wirtschaftlicher Stagnation, ho-
hen Inflationsraten und gestiegener Arbeits-
losigkeit behindert.

In einer solchen Zeit können leicht nationale
Egoismen über die Notwendigkeiten der Lei-
stungen für die Gemeinschaft die überhand
gewinnen. Dazu dürfen wir es nicht kommen
lassen. Gerade jetzt müssen wir Kräfte mobili-
sieren und die Wachsamkeit zeigen, zu der
uns der Wahlspruch der NATO „vigilia pre-
tium libertatis“ — Wachsamkeit ist der Preis
der Freiheit — verpflichtet, eben auch und
ganz besonders unserer Freiheit.

Im Jahre 1967 hat das Bündnis die Prinzipien
seiner Politik im Harmel-Bericht neu defi-
niert. Es hat sich danach eine doppelte Auf-
gabe gestellt: Zum einen eine hinreichende
militärische Stärke und politische Solidarität
aufrechtzuerhalten, um gegenüber Aggressio-
nen und anderen Formen von Druckanwen-
dung abschreckend zu wirken und das Gebiet
der Mitgliedstaaten zu verteidigen, falls es zu
einer Aggression kommt; zum anderen auf
der Basis hinreichender militärischer Sicher-
heit nach Fortschritten in Richtung auf eine
Verminderung der politischen Spannungen
zwischen den Blöcken zu suchen, aber auch
nach Wegen, die Rüstungspotentiale beider
Seiten nach dem Grundsatz gleicher Sicher-
heit auf einem möglichst niedrigen Niveau zu
stabilisieren. Ziel muß es sein, den Frieden



mit immer weniger Waffen zu erhalten — mit
'weniger Waffen auf allen Seiten.

Ein verbindendes Element war stets auch die
gemeinsame Strategie. Diese Strategie hat
sich als erfolgreich und friedenserhaltend er-
wiesen. Die derzeit gültigen Vorstellungen
sind heute 15 Jahre alt und stehen nun wie-
der im Mittelpunkt der Diskussion — nicht
zuletzt deswegen, weil in den Ländern der
NATO ein neues Interesse der Menschen für
die Rolle der Nuklearwaffen gewachsen ist.
Zwar wird die Rolle der Abschreckung zur
Friedenssicherung weithin verstanden und
akzeptiert. Dennoch nehmen immer mehr
Menschen verstärkt wahr, welche Auswir-
kungen der Einsatz nuklearer Waffen bei ei-
nem Versagen der Abschreckung haben
könnte.
Nun hat die Abschreckung bisher ihren poli-
tischen Zweck erfüllt. Es gibt keinen Grund,
nicht auch weiter an ihren friedenserhalten-
den Wert zu glauben. Die handelnden Politi-
ker sind aber auch verpflichtet, die Besorgnis-
se ihrer Bevölkerung ernst zu nehmen und im
verständlichen Dialog und geduldiger Diskus-
sion komplizierte Zusammenhänge sachlich
zu vermitteln. Gerade bei den Nuklearwaffen
ist an immer wieder neuen Vorschlägen und
Aufrufen aus der Öffentlichkeit kein Mangel.

Anregungen wie „No first use", .Atomwaffen-
freie Zone" oder „Nuclear Freeze" gehören
dazu, sind aber keine Vorschläge, die die Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland er-
höhen. „No first use" deshalb nicht, weil das
Bündnis nicht nur den nuklearen, sondern je-
den Krieg in Europa verhindern muß. Ange-
sichts so großer konventioneller Überlegen-
heit des Warschauer Paktes ist das jedoch nur
möglich, wenn die Gegenseite für den Fall
ihres Angriffs mit untragbaren Schäden rech-
nen muß. Dies aber ist entweder mit nuklea-
ren Mitteln möglich oder bedürfte einer stark
vermehrten konventionellen Kampfkraft auf
Seiten der NATO. Letztere könnte gegenwär-
tig aber nur zu so hohen Kosten bereitgestellt
werden, daß die Verwirklichung angesichts
der wirtschaftlichen Lage in den Bündnislän-
dern unerreichbar erscheint. Außerdem
müßte eine weitgehende „Militarisierung" un-
serer Gesellschaft erfolgen — keiner kann
dies wollen. Die NATO kann den nuklearen

Ersteinsatz nicht ausschließen, so lange der
Warschauer Pakt in Europa überlegene kon-
ventionelle Streitkräfte unterhält. Nicht nur
in der Verhandlungsstrategie, sondern in
nunmehr jahrzehntelanger Praxis wie für die
Zukunft verzichten wir auf den Ersteinsatz al-
ler Waffen.

Eine „Atomwaffenfreie Zone" ist sicher ein
schöner Traum, aber gegenwärtig kein taugli-
ches Mittel der Strategie. Es kommt nämlich
bei den weitreichenden Waffen weniger dar-
auf an, wo sie stehen, als vielmehr darauf, wo-
hin sie wirken können. Der erste und bisher
einzige atomare Einsatz erfolgte gegen ein
Land, das von Atomwaffen frei war. Das Be-
mühen muß daher darauf gerichtet sein, Be-
dingungen für eine Verminderung der Waf-
fen zu schaffen. Nukleare Waffen auf beiden
Seiten allmählich auszusondern, um sie mög-
lichst gegen Null zu bringen, das wäre der
beste Schutz! Das Ziel muß wirkliche Abrü-
stung sein. Das erst schafft die Sicherheit, die
sich auch jene ja in Wirklichkeit wünschen,
die für atomwaffenfreie Zonen in Ost und
West eintreten.

Und „Nuclear Freeze" begünstigt nur die, die
in einer Zeit politischer Entspannung eine
Vielzahl nuklearer Waffenprogramme aufge-
legt haben, die „vor“-gerüstet haben und nun
diesen Zustand der Überlegenheit vertraglich
sichern wollen. Er begünstigt also die Sowjet-
union. Das aber ist nicht akzeptabel für den
Westen. Es schriebe ein Ungleichgewicht zu
seinen Ungunsten fest, das der Osten gewiß
politisch nutzen würde.

Stets waren sich die europäischen Verbünde-
ten darin einig, daß ihre Sicherheit ohne den
militärischen Schutz durch die Vereinigten
Staaten nicht zu gewährleisten wäre. Nur die
Welt- und Nuklearmacht USA ist in der Lage,
die sowjetische Militärmacht auszugleichen
— regional und weltweit. Umgekehrt wissen
die USA, daß Europa ein ganz wesentlicher
Pfeiler ihrer Weltmacht ist, dessen Verlust
ihre Position gegenüber der Sowjetunion ent-
scheidend schwächen würde.

Fast 35 Jahre lang hat die NATO bis jetzt
ihren Zweck erfüllen können. Dabei war das
Bündnis auch immer wieder inneren Bela-
stungen und Krisen ausgesetzt. Dies ist nur
natürlich. Die NATO ist ein Bündnis freier



und souveräner Staaten, deren nationale In-
teressen ungeachtet der großen Übereinstim-
mung in grundlegenden Wertvorstellungen
und Zielen in Einzelfragen zum Teil erheblich
differieren. Die Unterschiede ergeben sich
unter anderem aus der jeweiligen geostrategi-
schen Lage eines Landes, seinem Status als
Nuklear- oder Nichtnuklearmacht, seiner
Größe und seiner wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit, seinen Handelsinteressen und den
traditionellen Mustern seines politischen

Handelns. Da das Bündnis nicht auf Unterord-
nung beruht, sondern auf fnteressenabstim-
mung und -ausgleich, erfordern alle Entschei-
dungen kollektive Beratung, einvernehmliche
Definition der fnteressen, Bereitschaft zur ge-
rechten Teilung der Risiken und Lasten —
und damit vor allem Kompromißfähigkeit.
Das führt dann zuweilen zu einem langwieri-
gen und harten Ringen um den gemeinsam zu
tragenden Beschluß, vor allem wenn es gilt,
langfristig wirkende Konzepte zu entwickeln.

II. Die Bundesrepublik Deutschland im Bündnis

Als die Bundesrepublik Deutschland vor 28
Jahren dem Nordatlantischen Bündnis bei-
trat, entsprach ihre Wiederbewaffnung nicht
nur den Wünschen unserer Partner — vor
allem der USA —, die einen deutschen Bei-
trag in dem sich verschärfenden Ost-West-
Konflikt als unverzichtbar ansahen und die
Bundesrepublik gleichzeitig fest im Westen
verankern wollten; sie entsprach auch dem
Hauptziel der westdeutschen Nachkriegspoli-
tik unter Konrad Adenauer — der Westinte-
gration und europäischen Einigung. Seitdem
bilden die Mitgliedschaft zur Nordatlanti-
schen Allianz und die Sicherheitspartner-
schaft mit den Vereinigten Staaten das Fun-
dament der Außen- und Sicherheitspolitik un-
seres Landes. Nur auf diesem Fundament
konnte sich die Bundesrepublik zu dem ent-
wickeln, was sie heute ist: eine innerlich gefe-
stigte Demokratie, ein erfolgreicher Indu-
striestaat, ein verläßlicher und geachteter
Partner in der internationalen Politik.

Die Bundesregierung hat ihr klares Bekennt-
nis zum Bündnis und zur freundschaftlichen
Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten be-
kräftigt und erneuert. Sie läßt sich in ihrer
Außen- und Sicherheitspolitik von der festen
Überzeugung leiten, daß es für unser Land

keinen Kurs zwischen den beiden Blöcken ge-
ben kann. Daran hat sich seit Konrad Ade-
nauer nichts geändert. Für die Bundesrepu-
blik Deutschland als das am meisten gefähr-
dete Land des freien Westens an der Naht-
stelle zwischen West und Ost im Herzen Eu-
ropas würden Bündnisfreiheit und Neutralität
den Verlust an Sicherheit und politischer
Handlungsfreiheit bedeuten. Solange zwi-
schen West und Ost die grundsätzlichen Un-
terschiede in politischen Wertvorstellungen
und Zielsetzungen bestehen bleiben und die
Sowjetunion nicht aufhört, ihre militärische
Macht zu steigern, kann unser Land nur an
der Seite seiner Bündnispartner Sicherheit
finden.
Für ihre Sicherheit hat die Bundesrepublik
Deutschland neben der politischen Solidarität
mit ihren Verbündeten vor allem durch ihren
militärischen Beitrag Lasten zu übernehmen.
Diese müssen der geostrategischen Lage un-
sers Landes und seiner wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit entsprechen. Der Gesamtbei-
trag bestimmt das Gewicht, das die Bundesre-
publik Deutschland im Bündnis hat. Dieses
Gewicht sichert Einfluß und Mitsprache in
Angelegenheiten, die unsere nationalen In-
teressen berühren.

III. Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland

Der sicherheitspolitischen Abhängigkeit un-
seres Landes vom Nordatlantischen Bündnis
steht die Abhängigkeit des Bündnisses von
der Mitgliedschaft der Bundesrepublik gegen-

über. Ohne die Bundesrepublik fehlte der Al-
lianz ein wesentlicher Faktor politischer und
militärischer Stabilität in Europa. Die Kräfte
würden sich verschieben.



Die meisten westeuropäischen Verbündeten
verlören ihr militärisches Vorfeld, die Verei-
nigten Staaten und das Bündnis insgesamt ei-
nen seiner umfangreichsten, am besten ausge-
rüsteten und ausgebildeten Streitkräftean-
teile.
Mit zwölf Divisionen des Feldheeres und
sechs teilpräsenten Heimatschutzbrigaden
stellt die Bundeswehr 50% der NATO-Land-
streitkräfte in Mitteleuropa. Ihre mehr als 450
Kampfflugzeuge machen 30% aller Kampf-
flugzeuge, ihre 60 Flugabwehreinheiten 50%
der bodengebundenen Luftverteidigung aus.
In der Ostsee stellt die Bundesmarine 70%
der Seestreitkräfte und 100% der Seeluft-
streitkräfte. Alle Kampfverbände sind schon
im Frieden für die Unterstellung im Bündnis
vorgesehen und erfüllen die höchsten Ein-
satzforderungen der NATO. Sie könnten bei
Mobilmachung innerhalb von drei Tagen um
bis zu 850 000 ausgebildete Reservisten ver-
stärkt werden.
Die Verteidigungsausgaben der Bundesrepu-
blik Deutschland verlangen große Anstren-
gungen. Hinter den Nuklearmächten USA
(65,1 %), Großbritannien (8,5%) und Frankreich
(7,8%)- leistete die Bundesrepublik Deutsch-
land mit 7,6% den viertgrößten Anteil an
den gesamten Verteidigungsausgaben der
NATO—Staaten im Jahr 1982. Mit 26,5%
zahlt die Bundesregierung mehr als alle ande-
ren europäischen Regierungen für NATO-In-

frastrukturprogramme. Die aus diesem Pro-
gramm finanzierten Bauvorhaben dienen al-
lerdings zu einem erheblichen Teil der Ver-
wirklichung von Verstärkungsprogrammen
für den Verteidigungsfall auf dem Gebiet der
Bundesrepublik. Mit 16,1 und 19,4% trägt sie
darüber hinaus den drittgrößten Finanzie-
rungsanteil an den gemeinsamen Zivil- und
Militärhaushalten des Bündnisses. Schließlich
leistet sie einigen schwächeren Partnern Ver-
teidigungshilfe.
In keinem anderen Land der NATO sind so
viele Streitkräfte auf engem Raum stationiert
wie in der Bundesrepublik Deutschland. Hier
stehen — rieben den 495 000 Soldaten der
Bundeswehr — 392 000 Soldaten verbündeter
Streitkräfte samt Waffen und Gerät. Ihre Sta-
tionierung schließt die Einlagerung nuklearer
Waffen auf deutschem Boden ein, ohne daß
die Bundesrepublik Deutschland über diese
Waffen verfügt. Dies alles ist erforderlich, so-
lange die militärische Bedrohung der Bundes-
republik in Verbindung mit ihrer geostrategi-
schen Lage aus politisch-strategischen Grün-
den eine multinationale Streitkräftepräsenz
in unserem Land verlangt und die Militärstra-
tegie des Bündnisses auf die abschreckende
Wirkung nuklearer Waffen nicht verzichten
kann. Die Bundesrepublik akzeptiert diese
Belastungen als unerläßlichen politischen
Beitrag, den sie aus übergeordnetem sicher-
heitspolitischem Eigeninteresse leistet.

/
IV. Die Zukunft des Bündnisses

Das Bündnis wird sich in den kommenden
Jahren erneut zu bewähren haben:
Die militärische Stärke der Sowjetunion ist in
den letzten Jahren so gewachsen, daß sie
heute weit, sehr weit über Verteidigungser-
fordernisse hinausgeht. Die Überrüstung, die
ungeachtet der wirtschaftlichen Schwierig-
keiten und der prekären Versorgungslage der
Bevölkerung konsequent vorangetrieben
wurde, ist mit dem verständlichen Streben
nach Aufrechterhaltung eines militärischen
Gleichgewichts nicht mehr erklärbar. Aus der
Kontinentalmacht Sowjetunion ist eine mili-
tärische Weltmacht geworden, die ihre Fähig-
keit zu weltweiter Anwendung ihrer Macht

trotz ungünstiger geostrategischer Lage
mehrfach unter Beweis gestellt hat. Das Ver-
hältnis der konventionellen Kräfte in Europa
hat sich in den vergangenen Jahren weiter
zuungunsten des Westens verschoben. Be-
drohlichstes Ergebnis der sowjetischen Rü-
stungsanstrengungen ist das entstandene Un-
gleichgewicht im nuklearen Mittelstrecken-
bereich. Hier hat der Westen dem sowjeti-
schen Potential bis zum heutigen Tage nichts
Vergleichbares entgegenzusetzen.

Die Industriestaaten des Westens befinden
sich in einer ökonomischen Struktur- und An-
passungskrise. Geringes wirtschaftliches



Wachstum, Arbeitslosigkeit und sinkende
Masseneinkommen haben Auswirkungen auf
die möglichen Verteidigungsausgaben der
Länder. Die Bewahrung des sozialen Friedens
ist eine wesentliche Voraussetzung unserer
Sicherheit; dies muß jede Regierung bei der
Verteilung der knapper gewordenen Mittel
berücksichtigen. Andererseits wäre der Ver-
such, den Verteidigungsbeitrag zu mindern,
mit hohen Risiken verbunden. Risse im Bünd-
nis könnten die Folge sein. In den USA ist
schon jetzt die Ansicht weit verbreitet, die
Lasten des Bündnisses seien ungleich verteilt
und die Europäer trügen nicht den Anteil, der
ihren wirtschaftlichen Fähigkeiten entspricht.
Dieser Vorwurf wird in dem Maß lauter, wie
die Amerikaner — trotz eigener wirtschaftli-
cher Schwierigkeiten — ihre weltweiten An-
strengungen zur Eindämmung der sowjeti-
schen Machtentfaltung steigern müssen.
In den Ländern unseres Bündnisses ist inzwi-
schen eine Generation herangewachsen, die
nicht mehr von dem Erlebnis der Diktatur
und des Krieges unmittelbar geprägt wurde.
Für sie sind die demokratischen Freiheiten
eine Selbstverständlichkeit. Ihr ist weithin
unbewußt, daß sie von den Zinsen eines Kapi-
tals lebt, das über einen langen Zeitraum und
unter großen Anstrengungen angesammelt
wurde. Und die Einsicht in die geschichtliche
Wahrheit ist vielfach abhanden gekommen,
daß überleben und Fortschritt von Demokra-
tien nicht garantiert werden können, wenn
sie nicht stark bleiben gegenüber Mächten,
die Freiheit als Bedrohung empfinden. Die
wehrhafte Demokratie scheint der Vision ei-
ner friedlichen Welt im Wege zu stehen. Die
gegenwärtige Unruhe in der Öffentlichkeit
vieler NATO-Staaten stellt sicherlich noch
keine unmittelbare Bedrohung der Existenz
und Substanz des Bündnisses dar. Aber natür-
lich bleiben solche Entwicklungen nicht ohne
Einfluß auf manche auch politisch Verant-
wortlichen, auf namhafte Vertreter in ande-
ren großen Institutionen. Hier gilt es, stand-
haft zu bleiben.
Angesichts der geschilderten Entwicklungen
muß das Bündnis auf vier Feldern neue Ant-
worten auf alte und neue Herausforderungen
finden:
1 Die Genfer Verhandlungen zur Begrenzung
der nuklearen Mittelstreckensysteme treten

in ihre entscheidende Phase. Die Standfestig-
keit des Bündnisses wird schon jetzt auf eine
harte Probe gestellt, und diese Belastung wird
zunehmen, je näher der für den Fall des teil-
weisen oder vollständigen Fehlschiagens der
Verhandlungen gesetzte Termin des Beginns
der Stationierung neuer amerikanischer Mit-
telstreckensysteme kommt. Dabei wird die
Sowjetunion bis zuletzt versuchen, Wider-
stände gegen die mögliche Stationierung zu
fördern und für ihre Zwecke auszunutzen.

Die Bundesregierung steht nach wie vor zu
dem, was gemeinsam im Bündnis beschlossen
worden ist. Dies ist zwingend erforderlich,
weil der Sowjetunion angesichts interkonti-
nentalstrategischer Parität mit den USA kein
Monopol bei landgestützten nuklearen Mit-
telstreckenraketen überlassen werden darf.
Es steht deshalb nicht nur die politische
Glaubwürdigkeit des Bündnisses auf dem
Spiel, sondern ebenso seine Fähigkeit, die
gültige militärstrategische Konzeption der
kriegsverhindernden Abschreckung wirksam
bleiben zu lassen. Rüstungskontrolle, und Rü-
stung sind zwei mögliche Wege zur Erhaltung
oder Wiederherstellung militärischen Gleich-
gewichts zwischen den Blöcken. Sollte ein
Gleichgewicht durch die Genfer Verhandlun-
gen nicht zu erreichen sein, muß in erforderli-
chem Umfang nachgerüstet werden.

2. Angesichts der zahlenmäßigen Überlegen-
heit des Warschauer Pakts an konventionel-
len Streitkräften und eines regionalen und
weltweiten nuklearen Kräfteverhältnisses,
das sich in den letzten Jahren deutlich zugun-
sten des Ostens verändert hat, muß das Bünd-
nis seine konventionelle Verteidigungsfähig-
keit stärken, wenn seine militärstrategische
Konzeption in den Augen des möglichen
Gegners überzeugend bleiben soll.

Die Bundesrepublik Deutschland hat bereits
in den vergangenen Jahren mehr Geld für die
konventionelle Verteidigung aufgewendet als
die anderen europäischen Bündnispartner.
Gegenwärtig führt sie mit dem Kampfpanzer
Leopard 2, dem Kampfflugzeug Tornado und
der Fregatte 122 in alle Teilstreitkräfte mo-
derne Waffensysteme ein. Im vorigen Jahr
hat die Bundesregierung ein umfangreiches
Abkommen mit der amerikanischen Regie-
rung getroffen, um die schnelle Heranführung



amerikanischer Verstärkungen zu unterstüt-
zen. In dem Abkommen (Wartime Host Na-
tion Support) verpflichten sich die USA, ihre
in der Bundesrepublik Deutschland statio-
nierten Divisionen und dazugehörigen Luft-
streitkräfte im Krisenfall innerhalb von zehn
Tagen um sechs weitere Divisionen und etwa
800 zusätzliche Kampfflugzeuge zu verstär-
ken. Die Bundesrepublik Deutschland hilft
durch den Aufbau und den Unterhalt einer
umfassenden Unterstützungsorganisation.
Das Programm soll bis 1987 verwirklicht wer-

j den. Seine Kosten werden zwischen beiden
Seiten geteilt. Der Beitrag bewirkt einen Zu-
wachs konventioneller Kampfkraft.

Im übrigen ist die NATO dabei, neue techni-
sche Möglichkeiten zu verfolgen, um die kon-
ventionelle Abwehrkraft des Bündnisses im
Vergleich zur Offensivfähigkeit des War-
schauer Pakts zu steigern.
3. Die NATO kann die geographischen Gren-
zen des Vertragsbereiches heute nicht mehr
als Begrenzung ihrer sicherheitspolitischen
Interessen betrachten. Die außenwirtschaftli-
che Abhängigkeit der westlichen hochent-
wickelten Industriestaaten hat stetig zuge-
nommen. Mit Ausnahme der Agrarwirtschaft
ist Westeuropa auf keinem Gebiet autark;
'Rohstoff- und Energieimporte sind für Europa
daher lebenswichtig. Für das Bündnis ist es
insgesamt eine Überlebensfrage geworden, ob
es fähig ist, auch solchen Bedrohungen zu be-
gegnen, die sich gegen seine wirtschaftlichen
Lebensadern richten. Damit steht die Allianz
vor der Aufgabe, mit verteilten Rollen Maß-
nahmen zu treffen, um auch außerhalb des
Vertragsbereiches Krisen bewältigen zu kön-
nen.
Die Vereinigten Staaten sind bereit, zum
Schutz vitaler Interessen aller NATO-Staaten
außerhalb des Bündnisgebietes globale Auf-

gaben zu übernehmen. Sie tun das in nationa-
ler Verantwortung. Der eingeleitete Aufbau
schneller Eingreifverbände dient diesem
Zweck. Diese Kräfte stünden der NATO je-
doch nicht zur Verfügung, wenn sie außerhalb
des NATO-Vertragsbereiches eingesetzt wür-
den. Deshalb müssen die europäischen Part-
ner sich darauf einstellen, entstehende
Lücken im Aufkommen der amerikanischen
Verstärkungskräfte durch eigene Leistungen
zu schließen.
4. Die Aufrechterhaltung eines militärischen
Kräftegleichgewichts zwischen den Blöcken
bleibt für die Sicherung des Friedens vorerst
unverzichtbar. Gleichzeitig braucht das Bünd-
nis in seinem Verhältnis zum Warschauer
Pakt eine langfristig angelegte Gesamtstrate-
gie, die von allen Partnern mitgetragen wird.
Diese Strategie muß über die militärstrategi-
sche Konzeption von Abschreckung und Ver-
teidigung hinaus das politische Vorgehen des
Bündnisses in allen wesentlichen Bereichen
bestimmen: in Fragen der Rüstung und Rü-
stungskontrolle, der wirtschaftlichen und son-
stigen Zusammenarbeit mit dem Ostblock,
des Technologietransfers und der Eindäm-
mung sowjetischer Macht. Hier sind gewiß
noch Lücken zu schließen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist entschlossen, auch dazu
ihren Beitrag zu leisten.
In allen Ländern der NATO müssen die
Werte von Freiheit und Frieden als solche
empfunden werden, als hohes Gut einge-
schätzt werden, um das uns die Mehrheit der
Menschen auf der Erde beneidet.
Die bestehende ideologisch-militärische Be-
drohung läßt uns dieses Leben in Freiheit für
heute und für die Jugend in der Zukunft nicht
zum „Nulltarif“ sichern. Deshalb müssen wir
für unsere Freiheit — in der Welt, wie sie ist
— auch unseren Beitrag leisten.



Karsten D. Voigt

Vorrang für Vertragspolitik
Zum Problem von Nuklearwaffen in Europa

I.

Die wichtigste militärstrategische Begrün-
dung für den verteidigungspolitischen Teil
des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. De-
zember 1979 lautet, es sei notwendig, durch
die Entwicklung und Stationierung neuer
amerikanischer Mittelstreckenwaffen die Fä-
higkeit zur kontrollierten nuklearen Eskala-
tion wieder herzustellen.

Mit der Stationierung der Pershing II und der
Cruise Missiles will die NATO Mittel für se-
lektive Einsätze gegen militärische Ziele in
der Tiefe des Warschauer Pakt Gebietes ge-
winnen. Durch die geringe Zahl der Einsätze,
durch die Begrenzung der Reichweiten und
durch möglichst geringe ungewollte Neben-
schäden soll für den potentiellen Gegner er-
kennbar sein, daß im Konfliktfalle militä-
rische Begrenzungen eingehalten werden.
Dafür ist eine hohe Funktionssicherheit, Ein-
dringfähigkeit und Treffgenauigkeit der
neuen Mittelstreckenwaffen erforderlich.

Die Befürworter im Westen überschätzen
die zusätzliche Abschreckungswirkung der
neuen Waffen und den damit verbundenen
zusätzlichen Schutz vor politischer Erpres-
sung. Denn auch Erpressungen mit Mittel-
streckenwaffen können nur dann erfolgsver-
sprechend sein, wenn glaubhaft wäre, daß die
vorhandenen Drohmittel notfalls auch mili-
tärisch eingesetzt würden. Dies aber ist un-
glaubwürdig, weil ihr Einsatz nach wie vor ein
für den Erpresser untragbares globales
Kriegsrisiko einschlösse. Dieses globale
Kriegsrisiko wird auch durch das Bestehen
der ungefähren Gleichgewichte im Bereich
der strategischen Waffen nicht völlig neutra-
lisiert. Es ist zugleich ein Schutz davor, daß
die mit den neuen Waffenentwicklungen in
Ost und West verbundenen selektiven Krieg-

führungsfähigkeiten in die Planung regional
begrenzter Nuklearkriege oder entspre-
chende Drohungen oder aus glaubhaften mili-
tärischen Drohungen in politisch wirksame
Erpressungen umgesetzt werden können.

Tatsächlich sind mit der atomaren Artillerie,
atomaren Gefechtsfeldwaffen oder nuklearen
Kurzstreckenwaffen größere Risiken in bezug
auf die Möglichkeit begrenzter nuklearer
Kriege verbunden, als mit nuklearen Mittel-
streckenwaffen.

Das Risiko der neuen Waffenentwicklungen
besteht vor allem darin, daß die aus der Wei-
terentwicklung der Abschreckungsdoktrin,
also einer Kriegsverhütungsstrategie, abgelei-
teten Waffenentwicklungen sich in Ost und
West technologisch immer weniger von
Kriegführungsfähigkeiten unterscheiden las-
sen. Die mit der Weiterentwicklung der Ab-
schreckungsfähigkeiten verbundenen defen-
siven Absichten müssen, da die Entwicklung
neuer Waffentechnologien in Ost und West
vertraglich bisher nicht blockiert ist, zuneh-
mend politisch vermittelt werden. Hierzu ist
die Entspannungspolitik und insbesondere
die Rüstungskontrollpolitik ein geeignetes,
aber auch ein unabdingbares Mittel.
Regierungen, die keine aktive Entspannungs-
und Rüstungskontrollpolitik betreiben, wer-
den immer wieder aufs Neue zweifelnde Fra-
gen beantworten müssen, ob ihr Ziel der
Kriegsverhinderung auch mit den objektiven
Ergebnissen ihrer politischen Praxis überein-
stimmt. Schon aus diesem Grunde sollte der
Westen einer befriedigenden Vereinbarung
mit dem Ziel der Verringerung der nuklearen
Rüstungen in Europa den politischen Vorrang
vor der Stationierung neuer Mittelstrecken-
waffen einräumen.



Rüstungskontrollabkommen haben bisher sel-
ten dazu geführt, daß bereits stationierte Waf-
fensysteme reduziert wurden. Darüber hinaus
befindet sich die Rüstungskontrollpolitik in
einer Krise, seitdem das SALT-II-Abkommen
gescheitert ist und die Ost-West-Beziehun-
gen sich auch generell verschlechtert haben.
Insbesondere in der Friedensbewegung wird
deshalb nach neuen und erfolgversprechen-
deren Wegen gesucht, die zur Reduzierung
der Rüstungen in Ost und West führen sol-
len.

In der Friedensbewegung wird ein solcher
Weg in einseitigen substantiellen, aber zeit-
lich begrenzten Vorleistungen gesehen. Ein-
seitige Vorleistungen der westlichen Seite
wären mit der Aufforderung an die östliche
Seite zu verbinden, ihrerseits vergleichbare
Schritte nachzuvollziehen. Hierauf aufbauend
sollen dann in Verhandlungen überprüfbare
Abmachungen zu einem weiteren Rüstungs-
abbau führen.
Einseitige Vorleistungen können unter be-
stimmten Voraussetzungen, soweit sie die
Verteidigungsfähigkeit nicht gefährden, Ab-
rüstungsverhandlungen und Vereinbarungen
fördern. Diese politischen Voraussetzungen
sind bei den Genfer Verhandlungen über Mit-
telstreckenwaffen zur Zeit leider nicht gege-
ben.

Bei den Genfer Verhandlungen behauptet die
Sowjetunion, es bestünde ein Gleichgewicht
zwischen NATO und Warschauer Pakt im Be-
reich der nuklearen Mittelstreckenwaffen.
Die USA haben zur Zeit keine landgestützten
Mittelstreckenwaffen in Westeuropa statio-
niert. Die NATO spricht deshalb von einem
sowjetischen Monopol bei den landgestützten
nuklearen Mittelstreckenwaffen. Beide Be-
hauptungen sind Ausdruck von bisher unver-
einbaren einseitigen Definitionen von Sicher-
heit und Gleichgewicht. Was für die NATO
Nachrüstung ist, ist nach sowjetischer Dar-
stellung Vorrüstung.
Bei solcher Ausgangslage würde ein endgülti-
ger einseitiger — also nicht auf ausgewoge-
nen Kompromissen und vertraglichen Verein-
barungen beruhender — Verzicht der NATO
auf die von ihr geplante Stationierung neuer

US-Mittelstreckenraketen von der Sowjet-
union nicht als Vorleistung, sondern als Be-
stätigung des bisherigen sowjetischen Stand-
punktes angesehen werden. Mit der Zusage
Andropows, für den Fall eines Verzichts auf
die Stationierung von US-Mittelstreckenwaf-
fen seinerseits eine größere Zahl von SS-20-
Raketen zu verschrotten, revidiert die Sowjet-
union ihre bisherige Behauptung, daß ein
Gleichgewicht in dem Bereich dieser Waffen-
kategorien bereits bestünde. Dies ist ein
wichtiger und positiver Schritt. Er reicht für
eine Einigung aber noch nicht aus.
Neuerdings kündigt die Sowjetunion für den
Fall einer Stationierung von Pershing-II-Ra-
keten und Cruise Missiles die Stationierung
von neuen Raketen in Osteuropa an.

Mit dieser Ankündigung unterstreicht die So-
wjetunion ihre Behauptung, es handele sich
bei der geplanten Stationierung neuer US-
Mittelstreckenwaffen um eine Vorrüstung.
Wahrscheinlich handelt es sich hierbei um
den Versuch, die seit langem geplante Moder-
nisierung der FROG-, SCUD- und SCAL-
BOARD-Raketen durch Raketen der neuen
Generation SS-21, SS-23 und SS-22 als Reak-
tion auf die geplante westliche Stationierung
zu. legitimieren. Gegen diese Vermutung
spricht aber, daß die Sowjetunion mir gegen-
über auf hoher politischer Ebene erklärt hat
sie würde für den Fall eines westlichen Ver-
zichts auf Pershing II und Cruise Missiles
keine SS-21, SS-23 und SS-22 in Osteuropa
einführen. Ohne die sowjetische Interpreta-
tion von Vor- und Nachrüstung zu überneh-
men, sollte der Westen die Sowjetunion offi-
ziell auffordern, klarzustellen, unter welchen
Voraussetzungen sie darauf verzichtet, die
SS-21, SS-23 und SS-22 und künftige ähnliche
Raketentypen einzuführen.

Der Westen würde auch dann noch ein
ausreichendes Potential zur nuklearen Ab-
schreckung der Sowjetunion besitzen, wenn
die USA einseitig darauf verzichten würden
in Westeuropa neue landgestützte Mittel-
streckenwaffen zu stationieren. Aber aus pri-
mär politischen Gründen sollte die NATO ge-
genüber der Sowjetunion erst dann vertrag-
lich auf die Stationierung landgestützter Mit-



telstreckenwaffen verzichten, wenn die So-
wjetunion ihrerseits zur adäquaten Reduzie-
rung ihrer nuklearen Rüstungen bereit ist.

Wer auf Dauer konstruktivere und stabilere
Beziehungen zwischen Ost und West an-
strebt, kann nicht daran interessiert sein, daß
eine Seite einseitig die Bedingungen gemein-
samer Sicherheit definiert. Stabile Beziehun-
gen erfordern den Willen zur gemeinsamen
Definition von Sicherheitsinteressen auch
zwischen potentiellen Gegnern. Eine solche
gemeinsame Definition setzt auf beiden Sei-
ten die Bereitschaft zum Interessenausgleich
voraus. In Genf ist sowohl von der Sowjet-
union als auch von den USA eine größere
Kompromißbereitschaft als bisher erforder-
lich.

Welches Ausmaß von sowjetischen Reduzie-
rungen für einen endgültigen Verzicht auf die
Stationierung der geplanten Systeme der
USA ausreichend ist, muß in den Verhandlun-
gen geklärt werden: Ist die Sowjetunion nur
zur geringen Reduzierung der SS-20-Rüstung
bereit, so müßte sie das durch größere Redu-
zierungen im Bereich der Nuklearsysteme
kürzerer Reichweiten oder durch relevante
Zugeständnisse im Bereich der strategischen
Nuklearsysteme kompensieren. Bei drasti-
scher Reduktion der SS-20 sollten die USA
vertraglich auf die Stationierung von Per-
shing II und Cruise Missiles verzichten.

Sollte die Sowjetunion — was zur Zeit un-
wahrscheinlich ist — durch die Ankündigung
eines einseitigen Reduzierungsschrittes aner-
kennen, daß sie ihre SS-20-Rüstung weitaus
überzogen hat, so sollte der Westen je nach
Umfang einer solchen einseitigen sowjeti-
schen Reduzierung auch seinerseits gegen-
über der Sowjetunion ganz oder teilweise
seine Bereitschaft zum einseitigen Verzicht
auf eine Stationierung erklären.

Die Chancen für eine Vereinbarung, die als
Ergebnis einer drastischen Reduzierung der
SS 20 die Stationierung neuer landgestützter
US-Mittelstreckenwaffen politisch überflüssig
macht, sind aus politischen Gründen minimal.
In den Genfer Verhandlungen sind die stritti-
gen Punkte bereits klar und eindeutig defi-
niert worden. Aber sie sind im wesentlichen
strittig geblieben.

Die Sowjetunion beharrt auf einer Berück-
sichtigung der britischen und französischen
Systeme. Die USA beharren auf ihrem gegen-
teiligen Standpunkt. Wird diese Kontroverse
nicht behoben, so ist auf absehbare Zeit in
Genf keine Vereinbarung zu erwarten, die
zum völligen vertraglichen Verzicht auf die
Stationierung von Pershing II und Cruise
Missiles führen könnte.

Das Ergebnis der „talks in the woods" ist so-
wohl in Moskau als auch in Washington auf
Widerspruch und Ablehnung gestoßen. Das
Ergebnis war zwar nicht voll befriedigend,
aber immerhin enthielt dieser Kompromiß die
sowjetische Zusage einer substantiellen Re-
duzierung der SS-20 und die Zusage der USA
auf den Verzicht der Pershing II und die Re-
duktion der geplanten Cruise-Missiles-Statio-
nierung und wäre damit akzeptabel gewesen.
Sowohl die USA als auch die UdSSR wären
bereit, weiter über diesen Kompromißvor-
schlag zu verhandeln, falls er von der jeweili-
gen anderen Seite am Genfer Verhandlungs-
tisch vorgelegt würde. Keine Seite aber ist
gegenwärtig bereit, diesen Kompromißvor-
schlag als ihren eigenen Vorschlag in Genf
einzubringen. Weder die USA noch die So-
wjetunion scheinen ernsthaft an die Kompro-
mißbereitschaft der jeweils anderen Seite zu
glauben. Beide warten zur Zeit mit substan-
tiell neuen und konstruktiveren Vorschlägen
und versuchen zugleich die Schuld für die
Krise der Verhandlungen gänzlich der ande-
ren in die Schuhe zu schieben. Die USA ha-
ben bisher auf die Vorschläge Andropows
nicht konstruktiv genug geantwortet. Die
knappe Zeit für ein befriedigendes Verhand-
lungsergebnis verstreicht weitgehend unge-
nutzt.

Als voll befriedigend könnte bei den Genfer
Verhandlungen ein Ergebnis angesehen wer-
den, bei dem sich die Sowjetunion zu einer so
drastischen Reduzierung der SS-20 bereit er-
klärt, daß der Westen völlig auf die Stationie-
rung von Pershing II und Cruise Missiles ver-
zichtet.

Bis zum Beginn der Stationierung liegt ein
solches Verhandlungsergebnis im Bereich des
Möglichen. Es ist pure Augenwischerei zu be-
haupten, auch nach dem Beginn einer westli-
chen Stationierung bestünden noch Chancen



für ein derartiges Verhandlungsergebnis. Die
Vermutung, die Sowjetunion wäre anschlie-
ßend noch zu wesentlich größeren Zugeständ-
nissen bereit, als zum gegenwärtigen Zeit-
punkt, ist reine Spekulation. Wenn es als Vor-
bedingung für ein befriedigendes Verhand-
lungsergebnis ausreichen würde, daß die So-
wjetunion fest mit einer Stationierung rech-
nen muß, dann müßten die Chancen für ein
befriedigendes Abkommen gegenwärtig ideal
sein. Offensichtlich aber sind sie es nicht.

Es widerspräche allen politischen Erfahrun-
gen, wenn der Westen noch nach Beginn der
Stationierung zum völligen Abzug dieser
eben stationierten neuen Waffensysteme be-
reit wäre. Ist mit der Stationierung erst ein-

mal begonnen worden, dann bestehen reali-
stisch gesehen zukünftig bestenfalls noch
Chancen für ein Abkommen, das die Zahl
landgestützter Mittelstreckenwaffen in Ost
und West zahlenmäßig begrenzt, nicht aber
mehr auf ein Verhandlungsergebnis, das den
völligen Verzicht auf die geplante westliche
Stationierung zum Inhalt hat.

Im übrigen darf nicht vergessen werden, daß
von Anfang an führende westliche Politiker
und Militärs gegen einen völligen Verzicht
auf die geplante westliche Nachrüstung wa-
ren. Sie stimmten der Null-Lösung nur des-
halb zu, weil sie von der Ablehnung dieses
Vorschlages durch die Sowjetunion überzeugt
waren.

III.

Im Wahlkampfjahr 1980 war es in den USA
umstritten, ob der Westen versuchen sollte,
die Überlegenheit der Sowjetunion in den
einzelnen nuklearen Waffenkategorien (wo-
bei häufig die Überlegenheit des Westens in
anderen Waffenkategorien nicht erwähnt
wurde) primär durch Rüstungskontrollver-
handlungen oder vorrangig durch eigene Rü-
stungsentscheidungen auszugleichen. Dieser
Streit hielt nach dem Amtsantritt Präsident
Reagans an. Es wurden in der
Reagan-Administration sogar Stimmen laut,
die überhaupt bezweifelten, ob Rüstungskon-
trollverhandlungen in der gegenwärtigen
Phase fortgesetzt werden dürften.

Durch den Wahlkampf und die lange Anlauf-
phase hat die rüstungskontrollpolitische
Glaubwürdigkeit der Reagan-Administration
gelitten. Neben der Sowjetunion sind auch
die USA mitverantwortlich, daß kostbare Zeit
verlorenging, die für Verhandlungen hätte ge-
nutzt werden können. Die Rüstungspro-
gramme in Ost und West liefen währenddes-
sen ungehindert weiter.
Durch seine Bereitschaft, den Beginn der Sta-
tionierung nunmehr zu verschieben, kann der
Westen demonstrativ klarstellen, daß für ihn
ein befriedigendes Verhandlungsergebnis po-
litischen Vorrang vor der Stationierung neuer
US-Mittelstreckenwaffen besitzt. Dieser
Schritt könnte die rüstungskontrollpolitische

Glaubwürdigkeit des Westens erhöhen und
so den sicherheitspolitischen Konsensus in-
nerhalb der Mitgliedstaaten der NATO för-
dern.
Als ernsthaftes Indiz für eine sich abzeich-
nende Einigungsmöglichkeit könnte eine Be-
reitschaft der Sowjetunion ausgelegt werden,
für den Fall einer Verschiebung des Beginns
der geplanten westlichen Stationierung die
Zahl ihrer SS-20 einseitig zu reduzieren.
Die Handlungsfähigkeit der NATO wird nicht
dadurch in Frage gestellt, daß die NATO in
eigener Autonomie entscheidet, sich mehr
Zeit für Verhandlungen zu nehmen. 1979
wurde kein Automatismus in Gang gesetzt
der spätere politische Entscheidungen der
NATO überflüssig macht. Da die Rüstungs-
kontrollverhandlungen in Genf erst mit er-
heblichem Zeitverzug begonnen haben, sollte
die NATO auch bereit sein, den Ende 1979
beschlossenen Zeitplan zu ändern.
Es ist besser, durch die Änderung eines vor
mehreren Jahren beschlossenen Zeitplans
mehr Zeit für voll befriedigende Verhand-
lungsergebnisse zu gewinnen als gegen den
Widerstand großer Teile der Bevölkerung, ge-
gen große politische Parteien und relevante
gesellschaftliche Gruppierungen mit der Sta-
tionierung zu beginnen. Die dadurch provo-
zierte innenpolitische Polarisierung in mehre-
ren Mitgliedstaaten der NATO wäre ein



schlechter Auftakt für den Versuch, einen
neuen, breiten Konsens über die künftige Si-
cherheits- und Abrüstungspolitik des Bünd-
nisses zu erarbeiten.

Es war ein politischer Fehler, im NATO-Dop-
pelbeschluß ausgerechnet für die Bundesre-
publik Deutschland neben einer größeren
Zahl von Cruise Missiles auch noch die Sta-
tionierung von Pershing-II-Raketen vorzuse-
hen. Der Hinweis, daß die Pershing II mit er-
weiterter Reichweite an die Stelle von bereits
stationierten Pershing I a mit kürzerer Reich-
weite treten sollte, erklärt die politische Fehl-
entwicklung. Sie entschuldigt diesen Fehler,
der intern in der Bundesrepublik bereits 1979
heftig kritisiert wurde, nicht.
Die Pershing II ist aufgrund ihrer im NATO-
Doppelbeschluß verbindlich festgelegten
Reichweite und Stückzahl im Gegensatz zu
der Befürchtung der Friedensbewegung keine
Waffe, die für einen entwaffnenden Erst-
schlag geeignet ist. Aber sie ist aufgrund ihrer
technologischen Eigenschaften zum Einsatz
gegen ortsfeste Ziele von hohem strategi-
schen Wert, wie z. B. Brücken, Flugplätze, Be-
fehls- und Kommunikationszentren, geeignet
Diese Ziele sind zum Teil zeitkritisch, d. h. der
Angriff auf sie müßte je nach Kriegsverlauf
relativ frühzeitig erfolgen, wenn er militärisch
wirkungsvoll sein soll. Daraus aber ergäbe
sich ein militärischer Anreiz zu einem relativ
frühen Einsatz der Pershing II und unter be-
stimmten Umständen auch zu einem nuklea-
ren Ersteinsatz von Seiten der NATO.

Gegen die Ziele, die künftig von der Per-
shing II abgedeckt werden sollen, ist zwar
auch heute bereits der Einsatz von Nuklear-
waffen vorgesehen. Aber es ist anzustreben,
daß zeitkritische Ziele im Rahmen einer weit-
reichenden Abriegelung in Zukunft möglichst
durch konventionelle Waffen der NATO ab-
gedeckt werden. Die NATO sollte sich zuneh-
mend vom Ersteinsatz von Nuklearwaffen un-
abhängig machen. Für eine nukleare Vergel-
tung oder Eskalation auf einen bereits erfolg-
ten Ersteinsatz von Nuklearwaffen durch die
Sowjetunion bedarf es nicht der Pershing II.

Die USA sollten in den Genfer Verhandlun-
gen die Option auf die Stationierung der nu-

klearen Pershing-II-Raketen auch unabhängig
vom völligen Verzicht auf Cruise Missiles zur
Disposition stellen. Ein wesentlicher Einwand
der USA gegen die „talks in the woods" bezog
sich auf den in diesem Kompromißvorschlag
vorgesehenen Verzicht auf den Waffen-Mix
von Pershing II und Cruise Missiles. Die Rea-
gan-Administration sollte diesen Einwand fal-
lenlassen. Die Pershing II mag als bargain-
ing-chip für die Verhandlungen eine gute Op-
tion gewesen sein. Aber es wäre nicht das
erste Mal, daß bargaining-chips ein Eigenle-
ben entwickeln. Im Verlauf von Rüstungskon-
trollverhandlungen wird dann plötzlich ent-
deckt, es sei aus politischen und militärischen
Gründen unverantwortlich, auf diese spezifi-
sche Option zu verzichten. Die Option auf die
Pershing II ist verzichtbar.
Einige Politiker sprechen inzwischen davon,
daß die Pershing II aufgrund ihrer spezifi-
schen Waffentechnologie im Gegensatz zur
Cruise Missile wirklich ein geeignetes Ge-
gengewicht zur SS-20 darstellt. Der Verzicht
auf die Pershing II sei deshalb unzumutbar,
solange die Sowjetunion die SS-20-Raketen
besitze. Diese auf die Waffentechnologie der
Pershing II fixierten Hoffnungen sind ge-
nauso überzogen wie die spiegelbildlich dazu
vorgetragenen Ängste aus der Friedensbewe-
gung, soweit diese mit waffentechnologischen
Argumenten begründet werden.
Militärisch gesehen kann die NATO auf die
Stationierung der Pershing II verzichten. Ob
die USA in den Genfer Verhandlungen diesen
Verzicht ’ anbieten, ist weniger eine militä-
rische als eine politische Frage. Diese Frage
positiv zu beantworten, ist weniger als Rück-
sichtnahme auf die Sowjetunion als im Inter-
esse der Bundesrepublik Deutschland gebo-
ten.

Im übrigen würde ein solches Angebot die
rüstungskontrollpolitische Glaubwürdigkeit
der USA in der Bundesrepublik erheblich er-
höhen. Es muß in den Verhandlungen ausge-
lotet werden, ob die Sowjetunion diesen qua-
litativen Unterschied, auf den ihre Vertreter
in Westeuropa öffentlich hinweisen, auch rü-
stungskontrollpolitisch zu honorieren bereit
ist.



Es ist problematisch, daß die START- und
INF-Verhandlungen nicht eng miteinander
verknüpft sind. Dieser „START-Fehler" der
INF-Verhandlungen sollte sobald wie mög-
lich behoben werden.

Im Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses
wird das SALT-II-Abkommen ausdrücklich
begrüßt. In der dem NATO-Doppelbeschluß
zugrundeliegenden Konzeption wird rü-
stungskontrollpolitisch das SALT-II-Abkom-
men vorausgesetzt. Die Begrenzungen von
amerikanischen und sowjetischen Mittel-
streckenwaffen (damals noch LRTNF ge-
nannt) sollten „Schritt für Schritt bilateral im
Rahmen von SALT II verhandelt werden".

Die auf U-Booten der USA stationierten
Atomraketen des Typs Poseidon sind dem
NATO-Oberkommandierenden in Europa
(SACEUR) operativ unterstellt. Sie sind von
ihrer militärstrategischen Funktion her Be-
standteil des NATO-Potentials an Mittel-
streckenraketen. Wenn die NATO mit ihrem
Doppelbeschluß 1979 der Sowjetunion ein
Verhandlungsangebot machte, das als unmit-
telbares Ziel eine Vereinbarung über landge-
stützte Mittelstrekkenwaffen angab, so
konnte dies Angebot nur unter der Voraus-
setzung als seriös angesehen werden, daß die
Sowjetunion und die USA sich über die Ein-
beziehung der SACEUR unterstellten U-
Boote im SALT-II-Vertrag geeinigt hatten.

Ein vom Gleichgewicht des strategischen
Nuklearsystems losgelöstes eurostrategisches
Gleichgewicht im Bereich landgestützter Mit-
telstreckenwaffen würde erneut Befürchtun-
gen der europäischen NATO-Partner über
eine Entkoppelung der USA vom europäi-
schen Risiko beflügeln. Die europäischen
NATO-Partner unterstützen bei den Genfer
INF-Verhandlungen ein rüstungskontrollpoli-
tisches Ziel, dessen Verwirklichung sie ver-
teidigungspolitisch gar nicht wünschen kön-
nen. Dieser Widerspruch kann am besten
durch eine Verknüpfung der Genfer INF-Ver-
handlungen mit den Genfer START-Verhand-
lungen — wie sie auch in der Freeze-Resolu-
tion des Repräsentantenhauses der USA vor-
gesehen ist — aufgehoben werden.
Bei einer Verknüpfung der INF- mit den
START-Verhandlungen könnte die Berück-

sichtigung der Nuklearsysteme von soge-
nannten Drittstaaten erleichtert werden.

Frankreich und Großbritannien sind als Mit-
glieder des nordatlantischen Bündnisses zur
politischen und militärischen Solidarität ge-
genüber einem eventuellen Angriff des War-
schauer Paktes verpflichtet. Sie sind europäi-
sche Staaten. Insofern sind ihre Nuklearrake-
ten eurostrategische Systeme. Aber die briti-
schen und französischen Nuklearraketen sind
überwiegend auf U-Booten stationiert. Nur
Frankreich verfügt über einige landgestützte
Raketen. Seegestützte Nuklearraketen wur-
den bisher aber im Zusammenhang mit den
interkontinentalen strategischen Nuklearsy-
stemen verhandelt.

Verglichen mit der Gesamtzahl der nuklearen
Sprengköpfe im Besitz der USA und der
UdSSR verfügen Großbritannien und Frank-
reich nur über eine relativ geringe Zahl von
Nuklearwaffen. Würden die überwiegend
seegestützten französischen und britischen
Nuklearsysteme dagegen zu den nuklearen
Mittelstreckenwaffen gerechnet und — wie
die Sowjetunion es fordert — rüstungskon-
trollpolitisch in Relation zu den ausschließ-
lich landgestützten SS-20-Raketen gerechnet,
dann hätte dies erhebliche Konsequenzen:
Angesichts des schnellen Aufwuchs der auf
U-Booten stationierten französischen nuklea-
ren Sprengköpfe könnte eine unveränderte
Übernahme der sowjetischen Forderung dazu
führen, daß die Sowjetunion die geplante Sta-
tionierung von US-Mittelstreckenwaffen ver-
traglich verhindern könnte, ohne ihrerseits
zur drastischen Reduzierung ihrer SS-20-Rü-
stung gezwungen zu werden.

Die Forderung nach Berücksichtigung der bri-
tischen und französischen Systeme im Rah-
men eines nuklearen Gesamtgleichgewichts
zwischen Ost und West ist eine legitime so-
wjetische Forderung. Die Sowjetunion weist
zu Recht darauf hin, daß sie für die Bedro-
hung durch die Nuklearwaffen der Mitglied-
staaten des Nordatlantischen Bündnisses
Frankreich und Großbritannien in ihr Kalkül
einbeziehen muß. Sollte der Westen die Be-
rücksichtigung dieser Waffensysteme bei den
INF-Verhandlungen für unangemessen hal-



ten, so sollte er dies für die START-Verhand-
lungen verbindlich anbieten.
Zwischen der NATO und dem Warschauer
Pakt bestehen geographische und militärstra-
tegische Asymmetrien. In der NATO sind
Nordamerika und Westeuropa durch den At-
lantik getrennt. Ausdruck dieser NATO-spe-
zifischen geographischen Situation ist die
Problematik der Risikoverkoppelung zwi-
schen den USA und Westeuropa. Folge der
militärstrategischen Asymmetrie zwischen
NATO und Warschauer Pakt ist eine im Ver-
gleich zur Sowjetunion größere Zahl seege-
stützter ' Nuklearsysteme bei den USA und.
auch bei Frankreich und Großbritannien.
Trotz des Baus einer neuen Generation sowje-
tischer atomarer Unterseeboote besteht diese
militärstrategische Asymmetrie auf abseh-
bare Zeit fort. Auch sie ist rüstungskontroll-
politisch ebenso wie die geographische
Asymmetrie am besten durch die Kombina-
tion von gemeinsamen Obergrenzen und in-
nerhalb von vereinbarten Bandbreiten frei va-
riablen Untergrenzen zu stabilisieren.

Bei integrierten Rüstungskontrollverhandlun-
gen über land- und seegestützte Nuklearsy-
steme könnte die NATO ohne Preisgabe ihrer
Position gegenüber der Sowjetunion intern
erneut prüfen, ob — statt die geplanten land-
gestützten INF zu stationieren — die bereits
SACEUR zugeordneten seegestützten Nukle-
arsysteme modernisiert und z. T. durch an-
dere seegestützte Optionen ergänzt oder er-
setzt werden sollen. Die Argumente, die 1979
in der High Level Group bei der Vorbereitung
des NATO-Doppelbeschlusses den Ausschlag
gegen seegestützte Optionen gaben, waren
politisch nicht überzeugend und sind auf-
grund der inzwischen vollzogenen Entwick-
lungen waffentechnologisch nicht mehr aus-
reichend begründet.

Eine „graue Zone", in welcher nukleare Rü-
stungen bisher nicht durch Abkommen be-
grenzt und verringert werden, besteht auch
im Bereich kürzerer Reichweiten. In dieser
«grauen Zone“ durch Vereinbarungen zwi-
schen Ost und West einen Rüstungswettlauf
zu beenden, ist für die Bundesrepublik mili-
tärisch mindestens ebenso wichtig wie befrie-
digende Verhandlungsergebnisse im Bereich
der Mittelstreckenwaffen.

Helmut Schmidt hat in seiner Rede vor dem
1ISS in London zu Recht darauf hingewiesen,
daß zwischen den Wiener MBFR-Verhand-
lungen und den Vereinbarungen über strate-
gische Nuklearsysteme eine „graue Zone" rü-
stungskontrollpolitischer Lücken besteht. In
dieser „grauen Zone“ insgesamt die nukleare
Rüstung zu begrenzen und zu verringern,
liegt im Interesse der Europäer. Dies kann
schrittweise erfolgen, wenn die einzelnen
Schritte durch eine sicherheitspolitische und
rüstungskontrollpolitische Gesamtkonzeption
aufeinander bezogen sind. Ich kann nicht er-
kennen, daß die NATO derzeit eine derartige
überzeugende und konsensfähige Gesamt-
konzeption hätte.

Das Territorium der Bundesrepublik kann
trotz der kürzeren Reichweite dieser Nukle-
arraketen auch durch SS-21, SS-23 und SS-22
bedroht werden. Die in der Bundesrepublik
zur Zeit stationierten „Lance“ zielen heute be-
reits auf die Territorien der östlichen Nach-
barn der Bundesrepublik; die Pershing la
kann die Volksrepublik Polen erreichen.
Die geplante Stationierung von Pershing II
und Cruise Missiles würde weniger Polen, die
CSSR und die DDR, allerdings aber die Füh-
rungsmacht des Warschauer Paktes, die So-
wjetunion, zusätzlich bedrohen. Angesichts
der bereits vorhandenen Bedrohung durch
FROG, SCUD und SCALEBOARD ist die zu-
sätzliche Bedrohung durch die SS-20 für die
Bundesrepublik weniger relevant als zum Bei-
spiel für Großbritannien, Italien, Portugal und
auch Frankreich.

Andererseits: Die SS-21, SS-23 und SS-22 wür-
den die Bundesrepublik auch dann weiterhin
bedrohen, wenn die Sowjetunion ihr SS-20-
Potential reduzieren oder sogar völlig darauf
verzichten würde. Angesichts der strategi-
schen Nuklearwaffenpotentiale der Sowjet-
union einerseits und ihrer nuklearen Kurz-
streckenpotentiale andererseits liegt die Re-
levanz eines Abkommens über nukleare Mit-
telstreckenpotentiale für die Bundesrepublik
ebenso wie für ihre östlichen Nachbarn er-
heblich mehr im Politischen als im Militäri-
schen.

Erst bei einer drastischen Verringerung oder
einem völligen Verzicht der Sowjetunion auf
Nuklearsysteme kürzerer Reichweite würde



die Sprengkraft der SS-20-Raketen für das
Territorium der Bundesrepublik eine quanti-
tativ relevante zusätzliche militärische Bedro-
hung beinhalten. Andererseits: Die durch die
Sowjetunion angekündigte Einführung von
SS-21-, SS-23- und SS-22-Raketen in Osteu-
ropa stellt nur dann keine militärisch rele-
vante zusätzliche Bedrohung dar, wenn man
die Stationierung ihrer Vorläufer FROG,
SCUD und SCALEBOARD und die Stationie-
rung von SS-20-Raketen voraussetzt. Die Ver-
handlungen über Mittelstreckenwaffen soll-
ten schrittweise mit künftigen Verhandlun-
gen über Nuklearsysteme mit kürzeren
Reichweiten verknüpft werden. Dies wäre auf
längere Sicht ein Pendant zur bereits aktuell
erforderlichen engeren Verknüpfung von
INF- und START-Verhandlungen. Ein erster
positiver Schritt in diese Richtung würde die
Vereinbarung eines Moratoriums für nu-
kleare Kurzstreckensysteme bei den Genfer
INF-Verhandlungen bedeuten.
Die NATO sollte noch in diesem Jahr ent-
scheiden, die Zahl der in Europa gelagerten
nuklearen Gefechtsfeldwaffen einseitig er-
heblich zu reduzieren.
Auch unter der Voraussetzung der gegenwär-
tig geltenden NATO-Doktrin der flexible re-
sponse ist diejenige Zahl von Nuklearwaffen
in Westeuropa ausreichend, die genügt, um
für den Fall eines Angriffs des Warschauer
Paktes die Gefahr einer nuklearen Eskalation
deutlich zu machen. Es widerspricht der inne-
ren Logik der flexible response, in West-
europa so viele Atomwaffen zu stationieren,
daß damit allein ein eventueller sowjetischer
Vormarsch zu stoppen wäre.

Da ihr Einsatz überdies die nukleare Eskala-
tion in Gang setzen würde, sind an die nu-
klearen Gefechtsfeldwaffen und an die nu-
klearen Kurzstreckensysteme dieselben Kri-
terien anzulegen wie an die umstrittenen
Mittelstreckenwaffen: Im existenziellen In-
teresse Westeuropas ist zu fragen, ob sie die
Gefahr einer Regionalisierung des Konfliktes
erhöhen (Abkoppelung von den USA) oder ob
sie den Verbund der USA mit den europäi-
schen Risiken hinreichend sicherstellen.

Isoliert gesehen, bringen die nuklearen Ge-
fechtsfeldwaffen und Kurzstreckensysteme si-
cherlich die Gefahr einer Abkoppelung; theo-

retisch wäre eine Kriegssituation Mitteleuro-
pas vorstellbar, in der konventionell und mit
Nuklearwaffen kurzer und kürzester Reich-
weite ohne größere Eskalationsgefahr bis zur
Verwüstung Mitteleuropas gekämpft wird.

Unter dem Gesichtspunkt der Abschreckung
bringen die nuklearen Sperrmittel (ADMs)
und die nukleare Artillerie wenig für das mi-
litärische Potential der NATO. Ihre selbstab-
schreckende Wirkung ist vergleichsweise
größer. Die Sowjetunion kann aufgrund der
technologischen Entwicklung zunehmend
auch durch konventionelle Waffen gezwun-
gen werden, ihre Verbände aufzulockern. Die
Zahl der in Mitteleuropa gelagerten nuklea-
ren Gefechtsfeldwaffen sollte um mehr als
2 000 Stück einseitig reduziert werden.

Anzustreben ist die Vereinbarung einer von
nuklearen Gefechtsfeldwaffen freien Zone, so
wie sie die Palme-Kommission empfiehlt. Die
Palme-Kommission schlägt die Vereinbarung
einer atomwaffenfreien Zone von rund 150
Kilometern beiderseits der Grenzen von
NATO und Warschauer Pakt vor. Die Einhal-
tung einer derartigen Vereinbarung wäre
zwar, vor allem auch im Spannungsfall,
schwierig zu kontrollieren. Auch verändert
die Verwirklichung dieses Vorschlages die
grundlegenden militärstrategischen Bedin-
gungen in Europa nicht. Doch überwiegen die
Vorzüge weitaus die Risiken:

Der Vorschlag der Palme-Kommission würde
dazu führen, daß nukleare Gefechtsfeldwaffen
nicht an den Grenzen der beiden Bündnissy-
steme gelagert werden. Er würde die Wahr-
scheinlichkeit verringern, daß Nuklearwaffen
bereits bei grenznahen Konflikten eingesetzt
werden. Er führt dazu, die militärische Rele-
vanz von nuklearen Gefechtsfeldwaffen zu
verringern. Er könnte den Trend zur Entwick-
lung neuer, immer kleinerer Atomwaffen
stoppen und damit indirekt die Vereinbarung
eines umfassenden Atomteststoppabkom-
mens begünstigen. Außerdem vermindert die-
ser Vorschlag die Risiken eines auf Zentral-
europa beschränkten Nuklearkrieges.

Die Abhängigkeit der NATO vom frühen
Kernwaffeneinsatz muß beseitigt werden,
ohne daß die Versuchung zur konventionel-
len Kriegführung wächst. Die Verringerung
der Zahl der in Europa gelagerten Atomwaf-



fen und die Schaffung atomwaffenfreier Zo-
nen verringert das Risiko von konventionel-
len Kriegen nicht. Ein längerer, mit konven-
tionellen Waffen geführter Krieg wird an den
Grenzen von NATO und Warschauer Pakt
ähnliche Verwüstungen wie ein kurzer mit
nuklearen Gefechtsfeldwaffen geführter
Krieg anrichten. Damit ein konventioneller
Krieg zwischen Ost und West in Europa nicht
wahrscheinlicher wird, sollte die Verringe-
rung der Zahl und der militärischen Relevanz
der in Europa gelagerten Atomwaffen durch
rüstungskontrollpolitische Vereinbarungen
und verteidigungspolitische Maßnahmen in
bezug auf konventionelle Rüstungen ergänzt
werden.
Schlagwortartig ließe der rüstungskontrollpo-
litische Zusammenhang zwischen nuklearer
Abrüstung und konventioneller Stabilität in
Europa sich am besten durch die Kombina-
tion der Forderung nach atomwaffenfreien
Zonen in Europa mit der nach panzerfreien
Zonen darstellen. Rüstungskontrollpolitisch
und militärisch sind Lösungen komplizierter,
als es mit solchen schlagwortartigen Forde-
rungen ausgedrückt werden kann.
Politisch gebührt rüstungskontrollpolitischen
Vereinbarungen und Maßnahmen zur militä-
risch relevanten Vertrauensbildung der Vor-
rang. Erstrebenswert wäre vor allem, die
MBFR-Verhandlungen aus der Sackgasse der
jetzigen Datendiskussion herauszuführen, in-
dem jeweils etappenweise verringerte Ober-
grenzen festgelegt und verläßliche Kontroll-
mechanismen vereinbart werden, die die Ein-
haltung der reduzierten Höchststärken mög-
lich machen. Dabei könnte man sich auf die
Einigung über die jeweils für die Kontrolle
der Reduktion notwendigen Daten beschrän-
ken. Verhandlungen mit dem Ziel einer ver-
einbarten Stabilität durch annäherndes kon-
ventionelles Gleichgewicht zwischen NATO
und Warschauer Pakt sollten nach den ersten
Ergebnissen bei den MBFR-Verhandlungen
diese ergänzen und erweitern. Auch die ge-
plante Konferenz über Abrüstung in Europa
(KAE) könnte zur militärisch relevanten Ver-
trauensbildung beitragen.
Eine Konventionalisierung der NATO-Strate-
gie kann realistischerweise „nur" eine konven-
tionelle Verteidigungspolitik zum Ziel haben,
die ausreicht, einen Angriff des Warschauer

Paktes abzuschrecken, ohne auf die Andro-
hung eines Ersteinsatzes von Nuklearwaffen
angewiesen zu sein.

Sowohl in den Vereinigten Staaten als auch
in Europa hat die kritische Diskussion über
die Möglichkeit von Nuklearkriegen und die
verheerenden Folgen eines Einsatzes von
Nuklearwaffen zu einer veränderten Bewer-
tung der moralischen Legitimität und der mi-

»litärischen Zweckmäßigkeit der Androhung
eines Ersteinsatzes von Nuklearwaffen ge-
führt. Die Verluste an moralischer Legimitität
und militärischer Zweckmäßigkeit stehen in
einem engen Zusammenhang:
Die Glaubwürdigkeit der westlichen Vergel-
tungsdrohung leidet, wenn ihr der demokrati-
sche Konsens fehlt, und die Akzeptanz in de-
mokratischen Gesellschaften wird brüchig,
wenn die Abschreckung als unangemessen im
Verhältnis zur äußeren Bedrohung wahrge-
nommen wird.

Eine Konventionalisierung der NATO-Strate-
gie könnte dazu führen, Nuklearwaffen mit
der militärischen Konzeption zurückzudrän-
gen. Dies wäre ein positiver Schritt weg vom
strategischen Denken in Kategorien der nu-
klearen Kriegführung. Die nukleare Ab-
schreckung würde zwar nicht aufgegeben,
aber die Trennung zwischen konventionellen
und nuklearen Waffen verdeutlicht. Dies er-
scheint angesichts der moralischen Legitima-
tionskrise der nuklearen Abschreckung gebo-
ten.
In den letzten Jahren haben waffentechnolo-
gische Entwicklungen stattgefunden, die die
Möglichkeiten einer Konventionalisierung
quantitativ und qualitativ erheblich verbes-
sert haben. Es sollte aber bedacht werden:
auch im Zuge einer Konventionalisierung
muß neben dem Vorrang der Rüstungskon-
trolle das Primat der Politik und der Strategie
vor der Technologie zur Geltung gebracht
werden. Die Fragestellung muß lauten, wel-
che Möglichkeiten die waffentechnologische
Entwicklung für die Stärkung der defensiven
Verteidigungsstrategie bietet, und nicht, wie
die Strategie und Politik den neuen Waffen
angepaßt werden kann. Nicht alles, was tech-
nologisch machbar erscheint, ist notwendig
oder gar wünschenswert. Auch aufgrund fi-
nanzieller Beschränkungen wird die Umrü-



stung von nuklearen auf konventionelle Waf-
fen nur Ergebnis eines längerfristigen, schritt-
weisen Prozesses sein.

über die abschreckungsstrategischen Impli-
kationen einer Konventionalisierung ist ein
unzweideutiges Urteil nicht möglich. Auf-
grund der Dilemmata einer Abschreckungs-
strategie ergeben sich theoretisch sowohl
hinsichtlich des Kriegsverhinderungs- wie
hinsichtlich des Kriegsbeendigungsziels sta-
bilisierende und destabilisierende Folgen. Es
gibt keine Doktrin, die sowohl die Kriegsver-
hütung durch Abschreckung stärkt als auch
gleichzeitig im Kriegsfall eine Konfliktbeen-
digung und Schadensbegrenzung erleichtert.
Die Nuklearwaffen erhöhen die Kriegsschä-
den und wirken dadurch abschreckend, aber
sie stellen die Aussicht auf eine Konfliktbe-
endigung und Schadensbegrenzung in Frage.
Bei der konventionellen Abschreckung ver-
hält es sich genau umgekehrt. Letztlich müs-
sen die Anteile von nuklearen und konventio-
nellen Waffen einer Abschreckungsstrategie
im Rahmen einer politischen Risikoabwägung
festgelegt werden.
Die Ambivalenz einer Konventionalisierung
der NATO-Strategie ist waffentechnologisch
bestenfalls zu verringern, nicht aber völlig zu
.beseitigen. Eine Konventionalisierung der
NATO-Strategie enthält für Europa andere
Risiken als für die USA Aber das Problem der
Risikoabwägung und Risikokoppelung zwi-
schen den Partnern des westlichen Bündnis-
ses ist eine primär politische und psychologi-
sche Frage. Einzelne Waffentechnologien
können eine zwischen Europa und den USA
ausgeglichene Risikoverteilung und Risiko-
koppelung bestenfalls glaubwürdiger machen,
nie aber sie außenpolitisch garantieren.
Politisch hat Henry Kissinger mit seiner Rede
in Brüssel am 1. September 1979 — am 40.
Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten Welt-
krieges — die nukleare Verkoppelung der
USA mit den europäischen Risiken in Frage
gestellt. Der Beschluß der NATO am 12. De-
zember 1979 am gleichen Ort sollte die Ver-
koppelung militärisch und rüstungskontroll-
politisch glaubhaft unterstreichen. Politische
Entkoppelung kann im Verhältnis zwischen
den USA und Westeuropa nicht durch die
Stationierung neuer Nuklearwaffen in Europa
ausgeglichen werden. Ein automatischer Voll-

zug einer 1979 unter anderen politischen Be-
dingungen geplanten Stationierung könnte
heute auf beiden Seiten des Atlantiks politi.
sehe und psychologische Reaktionen mit
langfristig entkoppelnder Wirkung provozie-
ren.

Die Menschheit wird mit der Fähigkeit, sich
selbst vernichten zu können, leben müssen.
Trotz aller Abrüstungsbemühungen wird bis
in das kommende Jahrzehnt hinein die Dro-
hung mit der wechselseitigen nuklearen Ver-
nichtung weiterhin zur Realität des Ost-
West-Konfliktes gehören. Politisch möglich
und geboten ist es, die Kernwaffen schritt-
weise in die Rolle von strategischen Ab-
schreckungswaffen zurückzuversetzen und
sie auf das zur Minimalabschreckung erfor-
derliche Maß zu reduzieren. Hierzu ist eine
Verringerung der Zahl und der militärischen
Relevanz von Nuklearwaffen in der flexible
response ein sinnvoller Beitrag.

Kriegsverhütung durch Abschreckung ist ein
ambivalentes Konzept. Seine Begründung
enthält ein Paradoxon. Es enthält zu viele Ri-
siken, als daß es zur dauerhaften Sicherung
des Friedens ausreichte. Insbesondere demo-
kratische Gesellschaften können es nicht auf
Dauer für legitim halten, daß die Drohung mit
der Vernichtung der Menschheit Vorbedin-
gung für eine Friedenserhaltung sei. Die Be-
völkerung erwartet zu Recht, daß der Größe
der Gefahr bei Versagen der Abschreckung
das Maß des politischen Bemühens um Frie-
den und um Überwindung dieser Gefahr ent-
spricht. Die Doktrin der Abschreckung kann
nur als Konzept des Übergangs zu weniger
risikoreichen Strategien der Friedenssiche-
rung akzeptiert werden.

Die Doktrin der Abschreckung will den Frie-
den vorrangig durch das beim potentiellen
Gegner Furcht und Schrecken verbreitende
eigene Militärpotential sichern. Die Konzep-
tion der Sicherheitspartnerschaft strebt ohne
Vernachlässigung der eigenen Sicherheitsin-
teressen eine zunehmende Kooperation mit
dem potentiellen Gegner an, um Sicherheits-
probleme möglichst gemeinsam zu lösen. Die
Abschreckung voreinander soll durch die ge-
meinsame Sicherheit miteinander ergänzt
und schließlich ersetzt werden.



Die Konzeption der Friedenssicherung durch
wechselseitige Abschreckung kann nicht mit
den Methoden der Doktrin der Abschreckung
überwunden werden. Wer die Risiken der
Doktrin der Abschreckung beseitigen will,
muß deshalb das System der Abschreckung
schrittweise überwinden. Deshalb ist es das
Ziel der Konzeption der Sicherheitspartner-
schaft, durch die Zusammenarbeit miteinan-
der die Furcht voreinander zu verringern.
Dazu ist der Abbau des Willens und der Fä-
higkeit zur wechselseitigen militärischen Be-
drohung erforderlich.
Die Sicherheitspolitik wird insbesondere in
bezug auf Entscheidungen über Nuklearwaf-
fen in den kommenden Jahren weiterhin öf-
fentlich umstritten sein. Erst im Rahmen ei-
nes politischen Gesamtkonzepts des Westens
für seine Beziehungen zur Sowjetunion und
Osteuropa kann sich wieder ein sicherheits-
politischer Konsens herausbilden. Das ent-
spannungspolitische Konzept der siebziger
Jahre, das auf dem Harmel-Bericht von 1967
beruhte, scheint mir für die Entwicklung ei-
ner solchen gemeinsamen Konzeption des

westlichen Bündnisses für die achtziger Jahre
eine geeignete Ausgangsbasis zu bilden. Auch
Entwicklungen außerhalb der unmittelbaren
Ost-West-Beziehungen in den Ländern der
Dritten Welt müßten dabei berücksichtigt
werden.

Im Vergleich zu den sechziger Jahren ist ein
größeres Maß an Gleichberechtigung und
Mitbestimmung der europäischen NATO-
Partner gegenüber den USA angebracht.
Mehr Mitbestimmung und ein gesundes und
unverkrampftes Selbstbewußtsein gegenüber
den USA und ihrer jeweiligen Administration
könnte viele Europäer aus ihrem Schwanken
zwischen devoter Anpassung und irrationaler
Kritik der westlichen Führungsmacht befrei-
en. Wie dieses Mehr an Mitberatung und Mit-
bestimmung bei Entscheidungen über Nukle-
arstrategie und nukleare Rüstungskontrolle
noch wirksamer als bisher auch institutionell
abgesichert werden kann, sollte in den näch-
sten Monaten zusätzlich zur Frage nach der
Rolle der Nuklearwaffen für die Sicherheit
Westeuropas diskutiert werden.



Hans Rühle

Warum Nachrüstung?

I. Vorbemerkungen

üblicherweise beginnen Aufsätze, in denen
die Notwendigkeit der Nachrüstung der
NATO mit modernen nuklearen Mittel-
streckenflugkörpern begründet oder abge-
lehnt wird, mit einem mehr oder weniger in-
tensiven Streitkräftevergleich. Die Tatsache,
daß allein schon die bloße Gegenüberstellung
nach einfachsten Kriterien geordneter
nuklearer Potentiale zu drastisch divergieren-
den Aussagen über das bestehende Kräftever-
hältnis führt, aus denen sich Zustimmung
oder Ablehnung der Nachrüstung nahezu
zwangsläufig ergeben, zeigt allerdings unmiß-
verständlich, daß nicht nur die allgemeine öf-
fentliche Debatte, sondern auch die soge-
nannte Strategiediskussion der Experten
längst auf einem Niveau angelangt ist, wo
jeder nicht nur seine eigene Meinung, son-
dern auch seine eigenen Fakten hat. Und da
Fakten nun einmal Fakten sind — und damit
als dauerhaft richtig behauptet werden kön-
nen —, ist aus dem viel zitierten sicherheits-
politischen Dialog längst das Monologisieren
zweier Lager geworden. Doch es sind nicht
allein die Fakten, die trennen. Auch die Be-
griffsinhalte haben sich inzwischen so weit
auseinander entwickelt — die Beispiele rei-
chen vom Friedensbegriff bis zu den mili-
tärtechnischen Spezifika wie dem „Erst-
schlag" —, daß man sich nur noch unter größ-
ten Schwierigkeiten verständigen kann. Im
Grunde ist durch die sicherheitspolitische Al-
ternativkultur der Friedensbewegung ein
zweites sicherheitspolitisches Begriffs- und
Faktengebäude errichtet worden, das ein tota-
les Eigenleben führt und von „traditioneller"
Kritik praktisch kaum mehr erreicht wird. Die
viel zitierten „Gegenexperten" der Friedens-
bewegung sind allgegenwärtig und in der
Gruppe, für die sie sich zuständig fühlen, in
der Sache unumstritten. Insofern ist der Frie-
densbewegung eben doch mehr gelungen, als
über eine bloße Emotionalisierung der Sicher-
heitspolitik den gesunden Menschenverstand
partiell auszuschalten.

Dies sind heutzutage notwendige Vorbemer-
kungen zu einem Aufsatz über die Nachrü-
stung, der sich an den offiziellen Daten und
den tradierten Begriffen der internationalen
Politik und Militärstrategie orientiert.

Doch damit noch nicht genug der Vorbemer-
kungen. Die gegenwärtige Debatte über die
Nachrüstung hat sich auch von der Motivlage,
wie sie zur Zeit der Vorbereitung des Doppel-
beschlusses und im Zeitpunkt der Beschluß-
fassung bestand, völlig gelöst. Aus der ur-
sprünglich militärstrategisch und politisch-
psychologisch dominierten Motivation der
Urheber des Beschlusses ist die Debatte ei-
nerseits in den Bereich von Ethik und Moral
überhöht worden, andererseits in eine an
meist unsinnigen Szenarien orientierte mili-
tär-technische Debatte abgeglitten. Auf der
Strecke geblieben ist damit die Dimension
des Problems, die allein den Doppelbeschluß
begründbar und verständlich macht: Die Ein-
sicht in die vielfältige, insbesondere auch po-
litische und psychologische Nutzung militä-
rischer Macht. Es ist in diesem Zusammen-
hang nicht ohne Ironie festzustellen, daß die
„progressiven" Kritiker den etablierten Strate-
gen und professionellen Militärs einstmals
vehement vorwarfen, ihre Bedrohungsanaly-
sen seien reine Zahlenspiele ohne gesamtpo-
litische und psychologische Einbettung.
Heute mühen sich dieselben „Traditionali-
sten" den „Gegenexperten" der Friedensbewe-
gung klarzumachen, daß ihre gesamte Argu-
mentation gegen die Nuklearbewaffnung der
NATO im allgemeinen und den Doppelbe-
schluß im besonderen die allgemeinen sicher-
heitspolitischen und strategischen Rahmen-
bedingungen völlig außer acht läßt. Das beste
Beispiel hierfür ist die Behauptung der „Ge-
genexperten" der Friedensbewegung, im Falle
einer westlichen Nachrüstung bleibe der So-
wjetunion nichts anderes übrig, als durch ei-
nen nuklearen Präventivschlag gegen diese
westlichen Systeme die für sie unerträgliche



Bedrohung zu beseitigen. Hiermit wird eine
ausschließlich aus strategischen Stabilitäts-
kriterien abgeleitete Mechanik angenommen,
die bedeutet, daß die Sowjetunion wegen ei-
ner vergleichsweise bescheidenen Zunahme
des ihr gegenüberstehenden Nuklearpoten-
tials der NATO nicht nur die nukleare Zer-
störung Westeuropas einleiten würde, son-
dern darüber hinaus auch an mit Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit den nuklea-
ren Weltkrieg und damit ihre eigene Selbst-
vernichtung auslösen würde. Aus der friedli-

chen, defensiven, mit einem Bedrohungssyn-
drom behafteten und nichts sehnlicher als
Rüstungskontrolle wünschenden Sowjet-
union, mit der die Friedensbewegung anson-
sten argumentiert, wird hier plötzlich ein
gleichsam irrationales Monster — und die
traditionellen Sicherheitspolitiker sehen sich
insoweit plötzlich veranlaßt, die Sowjetunion
gegen die politisch und militärisch unsinni-
gen, in letzter Konsequenz geradezu un-
menschlichen Vorstellungen der Friedensbe-
wegung in Schutz zu nehmen.

Militärische Macht wirkt grundsätzlich au
dreifache Weise:
— Auf der militärischen Ebene als Instru-
ment der Kriegführung;
— auf der politischen Ebene als Mittel der
Abschreckung einerseits, der Drohung, Er-
pressung und Einschüchterung andererseits;
— auf der politisch-psychologischen Ebene
durch die öffentlich wahrgenommene Ent-
wicklung militärischer Kräfteverhältnisse.

Die erste Ebene beschreibt die klassische
Funktion militärischer Macht. Jahrhunderte-
lang waren Armeen nach primärer Absicht
und in der Perzeption der Bevölkerung Krieg-
führungsinstrumente. Zwar wurde mit ihnen
auch nach Kräften erpreßt und eingeschüch-
tert, da Kriege in der vornuklearen Ära aber
vergleichsweise leicht vom Zaun gebrochen
wurden und in ihrer tatsächlich eingetrete-
nen Regelmäßigkeit den Charakter des Au-
ßergewöhnlichen oder gar Einmaligen nie
entstehen ließen, war militärische Macht in
jener Zeit praktisch ein Synonym für ihren
tatsächlichen Einsatz zum Zwecke der Krieg-
führung. Fast keine Bedeutung hatten in vor-
nuklearer Zeit die Auswirkungen öffentlich
wahrgenommener militärischet Trends, das
heißt die Bildung militärischer Unterlegen-
heits- oder Überlegenheitsgefühle aus dem
Wissen über die Entwicklung der militäri-
schen Stärkeverhältnisse der wichtigsten
Nachbarn. Weder gab es damals eine infor-
mierte Öffentlichkeit, noch hatte das Volk ir-
gend einen Einfluß auf die Auslösung von

II. Vom Nutzen militärischer Macht

Kriegen. Man marschierte, wenn der Souve-
rän es befahl.
Diese Bedingungen haben sich inzwischen
grundlegend geändert. Die Existenz nuklea-
rer Waffen in den Arsenalen der Großmächte

. und einiger Mittelmächte hat notwendiger-
weise zu einer Neubewertung der Instrumen-

, tierbarkeit militärischer Macht geführt. Zwar
gibt es hinsichtlich des Verhältnisses der So-
wjetunion zu Gewalt und Krieg eine umfas-
sende Debatte, im großen und ganzen

> herrscht aber weitgehender Konsens dar-
über,

t — daß sich der Nutzen von militärischer
Macht insgesamt verringert, weil es immer

i mehr Probleme gibt, die sich mit ihr nicht
lösen lassen; dennoch ist militärische Macht

r keineswegs nutzlos; im Gegenteil, da militäri-
i sehe Macht alle Mittel im internationalen
. Verkehr „übertrumpft" ) — und das auch so
. bleiben wird —, ist sie in entsprechender
; Quantität und Qualität unverzichtbar;

1

i — daß die konkrete „Nutzbarkeit“ von mili-
i tärischer Macht sich ebenfalls verringert, da

mit der Anwendung militärischer Macht im-
mer mehr Kosten verbunden sind; dennoch
bleibt militärische Macht keineswegs unge-
nutzt, da die Kosten der Anwendung nicht
immer größer sind als der erhoffte Gewinn

i und auch nicht immer genau genug vorausbe-
- rechnet werden bzw. werden können ).2



Zusätzlich zu diesen Veränderungen haben
sich nach dem Eintritt in das nukleare Zeital-
ter natürlich auch unterhalb der Kategorie
„Nutzbarkeit militärischer Macht" die Ge-
wichte der eingangs aufgeführten Wirkungs-
weisen militärischer Macht deutlich verscho-
ben. Unabhängig davon, wie man die vielfälti-
gen und vieldeutigen Ausführungen sowjeti-
scher Autoren zur Legitimität des Krieges im
nuklearen Zeitalter auch beurteilen mag, es
läßt sich sicher nicht bestreiten, daß zwischen
den Großmächten und nuklearen Mittel-
mächten die Umsetzung militärischer Macht
in kriegerische Aktionen eine kaum mehr
vorstellbare Möglichkeit ist. Das muß natür-
lich auf Dauer nicht so bleiben. Es gilt nur
solange, wie Kräfteverhältnisse — in diesem
Falle insbesondere nukleare Kräfteverhält-
nisse — existieren, die bei rationaler Kalkula-
tion die zu erwartenden Kosten unvertretbar
hoch erscheinen lassen.

Komplementär zur sinkenden Anwendungs-
möglichkeit militärischer Macht zum Zwecke
der Kriegführung auf der Ebene nuklearer
Groß- und Mittelmächte hat die Bedeutung
der Nutzung militärischer Macht zu Drohun-
gen, Erpressung und Einschüchterung deut-
lich zugenommen. „Diplomatie der Gewalt“3)
hat Thomas Schelling diese „Kunst der Nöti-
gung unmittelbar unterhalb oder an der
Schwelle des Krieges“4) genannt. „Wenn die
Staaten weder den Schritt zum Krieg noch
aber auch den Verzicht auf diesen Schritt wa-
gen, hängt die internationale Politik notwen-
digerweise weitgehend von der Drohung mit
einem Krieg oder der Möglichkeit eines Krie-
ges ab.“5) Doch darin erschöpft sich die Wir-
kung militärischer Macht auf dieser Ebene
noch nicht. In einer Zeit, da das nukleare Di-
lemma die potentiellen Kontrahenten an den
Verhandlungstisch zwingt, gilt auch: „Die
Macht, Schaden zufügen zu können, ist Ver-
handlungsmacht. Diese Macht auszunutzen,

ist Diplomatie — nicht gerade sehr rühmliche
Diplomatie, aber Diplomatie.“6)
Beispiele für diesen Anwendungsbereich mi-
litärischer Macht gibt es genug. Man braucht
sie nicht alle zu beschreiben, weil die Bundes-
republik Deutschland selbst gegenwärtig das
Objekt eines Einschüchterungsfeldzuges ist,
der mit der Aufstellung der „Nötigungswaffe
SS-20“ — so Helmut Schmidt — begann, seine
Fortsetzung in aberwitzigen Andeutungen ih-
res möglichen Einsatzes gefunden hat und
schließlich in täglichen Drohungen mit „Ge-
genmaßnahmen" gegen die westliche Nachrü-
stung seinem Höhepunkt zustrebt. Auch das
Ergebnis ist sozusagen meßbar — eine Mög-
lichkeit, von der Sozialwissenschaftler lange
Jahre geträumt haben. Die Angst, die Kriegs-
angst insbesondere, nimmt nach allen Er-
kenntnissen der Meinungsforschung zu — die
„Nötigung unmittelbar unterhalb oder an der
Schwelle des Krieges" funktioniert.
Die dritte Ebene der Wirkung militärischer
Macht, die eingangs als Ergebnis der öffent-
lich wahrgenommenen Entwicklung militä-
rischer Kräfteverhältnisse bezeichnet wurde,
ist ein vergleichsweise junges Phänomen, da
sie mindestens auf einer Seite eine gut infor-
mierte und demokratisch organisierte Öffent-
lichkeit zur Voraussetzung hat. Sie funktio-
niert dergestalt, daß sich durch allgemein
wahrgenommene Verschiebungen des Kräfte-
verhältnisses, insbesondere aber durch Per-
zeption scheinbar unabänderbarer langfristi-
ger Trends in der Gestaltung des internatio-
nalen Kräftefelds, Überlegenheits- oder Un-
terlegenheitsgefühle bilden, die entspre-
chende Festigungs- oder Erosionsprozesse
des politischen überlebens- und Gestaltungs-
willens zur Folge haben. Martin Kriele hat in
diesem Zusammenhang einmal von der nor-
mativen Kraft des Faktischen in der interna-
tionalen Politik gesprochen. Das einfachste
Beispiel ist auch hier das nächstliegende.
Wenn, wie alle empirischen Unterlagen bele-
gen, um die Jahrzehntwende 1979/80 die
westdeutsche Bevölkerung auf die Frage, wer
die gegenwärtig stärkste Militärmacht der
Welt sei, zu 50 % die Sowjetunion und nur zu
10 % die eigene Bündnisvormacht USA nann-
ten, dann hat sich insoweit nicht nur eine dra-
matische Veränderung der Einschätzung des



Kräfteverhältnisses vollzogen, es wird da-
durch auch vieles von dem verständlich, was
sich an Angst und erkennbarer Bereitschaft
zum „Frieden um jeden Preis“, zur „vorbeugen-
den Kapitulation" gegenwärtig zeigt. Auf die-
ser Ebene der Wirkung militärischer Macht
ist der Westen besonders gefährdet, da das
Phänomen nur einseitig wirkt. Im geschlosse-
nen Gesellschaftssystem des Ostens gibt es
keine Information, schon gar keine über eine
allgemeine oder partielle Unterlegenheit.
Hier ist man per definitionem immer und
überall überlegen — und die Korrelation der
Kräfte wird so dargestellt, daß daran kein
Zweifel aufkommt.

Vor diesem Hintergrund der verschiedenen
Wirkungsweisen militärischer Macht wird
klar, daß im Urteil der Urheber des Doppel-
beschlusses die Nachrüstung, d. h. die für den
Fall des Scheiterns von Rüstungskontrollver-
handlungen beabsichtigte Modernisierung
des landgestützten weitreichenden Nuklear-
potentials der USA in Europa nicht nur mili-
tärische, sondern auch politische und psycho-
logische Folgen haben würde. Dementspre-
chend war auch die Motivstruktur zu Beginn
des Entscheidungsprozesses — ein Bündel
militärischer, politischer und psychologischer
Absichten, die es durch den Beschluß zu ver-
wirklichen galt.

III. Die Begründung der INF-Modernisierung

Seit seiner Gründung ist es der Zweck des
NATO-Bündnisses, die Mitgliedstaaten vor
äußeren Gefahren zu schützen. Diesem
Zweck dient auch die Politik der Ab-
schreckung, die ihre Aufgabe nur dann erfüllt,
wenn sie sich auf eine überzeugende Vertei-
digungsfähigkeit stützen kann.
Strategie und Streitkräfte als militärische In-
strumente einer Politik der Friedenssiche-
rung sind kontinuierlich Veränderungen un-
terworfen, die sich aus notwendigen Anpas-
sungen an die sich wandelnden politisch-stra-
tegischen Rahmenbedingungen ergeben. Ver-
schiebungen im Kräfteverhältnis spielen da-
bei die entscheidende Rolle. Politisch geht es
bei diesen Anpassungen stets darum, die ab-
schreckende Wirkung der Streitkräfte zu er-
halten. Aus militärischer Sicht gilt es, die
Streitkräfte so zu verbessern, daß sie auch un-
ter den veränderten Bedingungen ihren Ver-
teidigungsauftrag erfüllen können. Politische
und militärische Überlegungen sind deshalb
bei jeder Streitkräftemodernisierung eng mit-
einander verbunden; die Übergänge sind flie-
ßend. Das gilt auch für die Begründung der
INF-Modernisierung im Rahmen des NATO-
Doppelbeschlusses.
Bereits seit 1974 — im gleichen Jahr, als die
USA erste Tests der neuen sowjetischen
SS-20 registrierten — hatte sich die Nukleare
Planungsgruppe der NATO (NPG) regelmäßig
mit der Frage beschäftigt, wie und in welchem

Umfang die damals noch als „TNF-Systeme"
(Theatre Nuclear Forces) bezeichneten ameri-
kanischen Nuklearkräfte in und für Europa
modernisiert werden sollten. Den Anstoß
dazu gab ein Bericht von Senator Sam Nunn
an den Streitkräfteausschuß des amerikani-
schen Senats vom 2. April 1974. Dieser Be-
richt mit dem Titel „Policy, Troops and the
NATO-Alliance" behandelte unter anderem
Fragen der Gesamtkonzeption über Art und
Zusammensetzung amerikanischer Nuklear-
waffen in Europa. Er veranlaßte den amerika-
nischen Kongreß, den damaligen Verteidi-
gungsminister Schlesinger zu beauftragen,
folgende Fragen zu untersuchen:

— Die Gesamtkonzeption für den Einsatz tak-
tischer Nuklearwaffen in Europa.
— Die Auswirkung dieser Waffen auf die Ab-
schreckung und auf eine starke konventio-
nelle Verteidigung.

— Die zahlen- und typenmäßige Verringe-
rung der nuklearen Gefechtsköpfe, die für die
Verteidigungsstruktur Westeuropas nicht we-
sentlich sind.
— Die Maßnahmen, die getroffen werden
können, um ein rationales und koordiniertes
nukleares Dispositiv der NATO zu ent-
wickeln, das geeignet ist, die angestrebte
Stärkung der konventionellen Kampfkraft der
alliierten Streitkräfte in Europa sinnvoll zu
ergänzen.



Der Bericht Schlesingers „The Theatre
Nuclear Force Posture in Europe" vom Mai
1975 bestätigte dem amerikanischen Kongreß,
daß die in Europa stationierten nuklearen
Kräfte der NATO gravierende Schwächen
aufwiesen, da sie weder den seit Ende der
fünfziger Jahre veränderten Bedingungen des
militärischen Kräfteverhältnisses zwischen
NATO und Warschauer Pakt, noch den Erfor-
dernissen der gültigen NATO-Strategie ent-
sprachen. Der Bericht gab seinerseits den An-
stoß zu einer Reihe von NATO-Studien und
amerikanischen Modernisierungsvorschlä-
gen, mit denen sich die Verteidigungsmini-
ster der NATO auf den NPG-Tagungen 1975
bis 1976 befaßten. Im Mai 1977 beschlossen
die Staats- und Regierungschefs der NATO
ein Langfristiges Verteidigungsprogramm
(LTDP), das die NATO-Streitkräfte an die ver-
änderten Verteidigungsbedürfnisse der acht-
ziger Jahre anpassen sollte. Dieses Programm
legte den Schwerpunkt zwar auf die Stärkung
der konventionellen Verteidigungsfähigkeit,

'betonte aber gleichzeitig die Notwendigkeit,
Art und Zusammensetzung der nuklearen
Kräfte des Bündnisses in Europa zu moderni-
sieren. Im Oktober 1977 beauftragten die
NPG-Minister eine Studiengruppe hochrangi-
ger Experten (High Level Group — HLG) mit
der Erarbeitung von Vorschlägen für die Ver-
besserung der nuklearen Bewaffnung der
NATO. Auf besonderes deutsches Drängen
unter dem Eindruck der fortschreitenden so-
wjetischen SS-20-Rüstung konzentrierte sich
die HLG im Verlauf ihrer Untersuchungen
auf die nuklearen Systeme der NATO großer
Reichweite (über 1 000 km). Dieser Gruppe
wurde im Frühjahr 1979 — ebenfalls auf deut-
sche Initiative — eine besondere Arbeits-
gruppe (Special Group — SG/heute SCG) an
die Seite gestellt mit dem Auftrag, Vorschläge
für die Einbeziehung von nuklearen Mittel-
streckenwaffen in Rüstungskontrollverhand-
lungen zu erarbeiten. Auf der Grundlage der
Arbeitsergebnisse beider Gruppen faßten
schließlich die Außen- und Verteidigungsmi-
nister aller NATO-Staaten (ohne Frankreich)
auf der gemeinsamen Sondersitzung am
12. Dezember 1979 den NATO-Doppelbe-
schluß.

In seinem Modernisierungsteil sieht der Be-
schluß die Stationierung von 108 Flugkörpern

Pershing II mit einer Reichweite bis zu
1 800 km als Ersatz für 108 Pershing la der
amerikanischen Streitkräfte in Deutschland
und von 464 lahdgestützten Marschflugkör-
pern (Ground Lanched Cruise Missiles —
GLCM) auf 116 fahrbaren Startrampen vor,
insgesamt also 572 Flugkörper mit je einem
Sprengkopf. Fünf Staaten erklärten sich be-
reit, die Mittelstreckenwaffen auf ihrem Ter-
ritorium aufzunehmen: Großbritannien 160
GLCM, die Bundesrepublik Deutschland 108
Pershing II und 96 GLCM, Italien 112 GLCM.
Belgien und die Niederlande haben sich eine
endgültige Zustimmung vorbehalten und ma-
chen diese vom Stand der Genfer Verhand-
lungen abhängig. Die Einsatzbereitschaft der
ersten Einheiten ist Ende 1983 geplant7), die
Stationierung aller Systeme soll 1988 abge-
schlossen sein. Ergänzend beschlossen die
Minister, 1 000 amerikanische nukleare
Sprengköpfe aus Europa ohne sowjetische
Gegenleistung abzuziehen und für jeden der
neu zu stationierenden 572 Gefechtsköpfe ei-
nen anderen abzuziehen. Selbst bei einer voll-
ständigen Verwirklichung des Modernisie-
rungsteils würde sich der Gesamtbestand an
nuklearen Gefechtsköpfen in Europa nicht er-
höhen.
Die NATO kann gegenüber der sowjetischen
militärischen Supermacht in Europa nur dann
eine funktionierende Abschreckung erhalten,
wenn sie verhindert, daß Europa politisch
oder militärisch von den USA getrennt wird.
Der NATO-Doppelbeschluß soll gerade die-
ser Gefahr entgegenwirken. Seit 1967, dem
Jahr, in dem die NATO ihre Strategie der Fle-
xiblen Erwiderung bekanntgab, hat sich das
nukleare Kräfteverhältnis zwischen den USA
und der Sowjetunion entscheidend verändert
Damals besaßen die Vereinigten Staaten eine
überwältigende nuklearstrategische Domi-
nanz, die geeignet war, sowjetische militä-
rische Überlegenheit in anderen Bereichen
auszugleichen. Spätestens seit der Unter-
zeichnung des SALT-II-Vertrags haben die
Vereinigten Staaten auf diese Überlegenheit
verzichtet und mit der Sowjetunion Parität
bei den strategischen Waffen vereinbart. Die



vornehmlich für die europäischen NATO-
Länder bedrohlichen sowjetischen Mittel-
streckenpotentiale wurden durch den SALT-
Vertrag nicht begrenzt.
Mit der Einführung der SS-20-Raketen baute
die Sowjetunion ihre ohnehin schon vorhan-
dene Überlegenheit in diesem Waffenbereich
weiter aus. Vor dem Hintergrund des nu-
klearstrategischen Gleichgewichts erhielt
diese gegen Westeuropa gerichtete nukleare
Bedrohung eine neue Qualität. Dieses Waf-
fensystem, von dem gegenwärtig über 1 000
Gefechtsköpfe Westeuropa erreichen können,
das sehr treffgenau ist und dessen Raketen
die Gefechtsköpfe in wenigen Minuten zum
Ziel tragen können, hat die Fähigkeit der So-
wjetunion zur militärischen Bedrohung und
politischen Einschüchterung Westeuropas
wesentlich verbessert. Mit diesem Potential
unterläuft die Sowjetunion die durch SALT II
zwischen den Supermächten erreichte Stabili-
tät. Die Gefahr einer möglichen sowjetischen
Fehlbeurteilung der gesamtstrategischen
Lage steigt.
Die Sowjetunion könnte zu der Überzeugung
gelangen, daß die Vereinigten Staaten in An-
betracht des nuklearstrategischen Gleichge-
wichts nicht mehr bereit sind, ihre strategi-
schen Kernwaffen zum Schutz Europas einzu-
setzen. Ihre überwältigende Überlegenheit im
nuklearen Mittelstreckenbereich könnte die
Sowjetunion dann dazu verleiten, von den
westeuropäischen Staaten außenpolitisches
Wohlverhalten durch die Drohung mit einem
regionalen Kernwaffeneinsatz zu erpressen.

Durch ihre SS-20-Rüstung hat die Sowjet-
union das Gleichgewicht der Kräfte in einem
für die NATO unerträglichen Maße verän-
dert. Die NATO kann deshalb die Sicherheit
ihrer Mitgliedstaaten künftig nur garantieren,
wenn sie eine abschreckungswirksame Ge-
gendrohung zur SS-20 aufbaut. Zum Zwecke
der Abschreckung muß diese Gegendrohung
von Waffensystemen ausgehen, die sowjeti-
sches Territorium erreichen können. Die So-
wjetunion muß wissen, daß ein Angriff gegen
Westeuropa — auch in einer Zeit nuklear-
strategischer Parität — auf sie selbst zurück-
schlagen würde.
Aus militärischer Sicht haben die als Gegen-
gewicht gegen die SS-20-Bedrohung'vorgese-

henen Waffensysteme der NATO der Bedro-
hung zu entsprechen und die Implementie-
rung der gültigen Strategie zu ermöglichen.
Damit müssen sie vor allem überlebensfähig
sein, um jede denkbare militärische Option zu
ihrer Ausschaltung auszuschließen, überle-
bensfähige Systeme bieten zusätzlich die
Möglichkeit, den Umfang der Nachrüstung
zahlenmäßig niedrig zu halten.

Die NATO-Strategie sieht vor, einen von der
Sowjetunion ausgelösten Krieg durch vorbe-
dachte Eskalation zu beenden, wenn der
Schutz der NATO-Territorien durch die Di-
rektverteidigung nicht gelingt. Die vorbe-
dachte Eskalation soll die Sowjetunion davon
überzeugen, daß Risiken und Verluste in ei-
nem ungünstigen Verhältnis zu dem mögli-
chen Gewinn stehen, wenn sie die Aggression
fortsetzt. Die vorbedachte Eskalation muß
deshalb militärisch wirksam, gleichzeitig aber
so begrenzt sein, daß die eskalatorische Wir-
kung unter Kontrolle gehalten werden kann.
Dazu sind Waffensysteme großer Treffgenau-
igkeit erforderlich, die gewährleisten, daß mi-
litärische Ziele vernichtet und ungewollte
Kollateralschäden vermieden werden. Per-
shing II und GLCM erfüllen diese Vorausset-
zungen. Allerdings sind die GLCM aufgrund
ihrer geringen Geschwindigkeit vornehmlich
Waffen der Reaktion. Den Krieg aber durch
vorbedachte Eskalation beenden zu wollen,
erfordert Waffensysteme, mit denen schnell
und überraschend gehandelt werden kann;
nur derjenige besitzt eine Kriegsbeendigungs-
option, der selbst initiativ werden kann und
nicht nur zur reaktiven Operationsführung
gezwungen ist.

Zusammenfassend stützt sich die NATO-Ent-
scheidung zur LRINF-Modernisierung auf fol-
gende Begründung:

— Amerikanische INF in Europa verschaffen
dem Bündnis die Fähigkeit, Abschreckung
und Verteidigung unter den veränderten stra-
tegischen Bedingungen auch in Zukunft
glaubwürdig und wirksam zu erhalten.

— Zahl und Zusammensetzung der geplanten
nuklearen Mittelstreckensysteme erweitern
auch bei nuklearstrategischem Gleichgewicht
das sowjetische Kriegsrisiko auf sowjetisches
Gebiet.



— Die Überlebensfähigkeit der neuen Mittel-
streckenwaffen vermindert die Gefahr einer
überraschenden sowjetischen Aggression und
verbessert die Fähigkeit der NATO, kontrol-
liert zu eskalieren.
Die psychologische Dimension des Problems
resultierte zur Zeit des Beschlusses aus der
Tatsache, daß der Westen die Veränderung
des gesamten Kräfteverhältnisses, wie sie
sich in den siebziger Jahren vollzog — und
insbesondere durch die erreichte Parität der
Sowjetunion im nuklearstrategischen Bereich
dokumentiert wird —, weitgehend ohne ei-
gene Gegenreaktionen zur Kenntnis nahm.
Das war solange vertretbar und für den öf-
fentlichen Konsens ungefährlich, als man ar-
gumentieren konnte, daß sich durch die Ver-
änderungen tendenziell ein globales Gleich-
gewicht der Kräfte einzupendeln beginne.
Spätestens mit der Einführung einer neuen
Kategorie sowjetischer Nuklearwaffen mit be-
sonderem europäischen Bezug — SS-2O, aber
auch der Bomber Backfire — war eine solche
Beurteilung der Lage durch die Experten
nicht mehr möglich und auch für die infor-
mierte Öffentlichkeit nicht mehr glaubhaft.
Jetzt stellte sich im Kern eigentlich nur noch

die Frage, ob der Westen die beginnende glo.
bale Unterlegenheit hinnehmen und damit
seine Option auf eigenständige Zukunftsge-
staltung aufgeben würde oder ob er anderer-
seits — gemäß seinen vielfältigen Äußerun-
gen — bereit und willens war, das globale
Gleichgewicht zu erhalten. Dabei war klar,
daß schon das erste Indiz westlicher Hin-
nahme einer quantitativ und qualitativ wie
auch immer ausgestatteten globalen Überle-
genheit der Sowjetunion letztere nicht nur in
ihrem Hegemonialstreben und in ihrem
Selbstverständnis als dem programmierten 
Endsieger und Vollender der Weltgeschichte
bestärkten mußte, sondern auch den westli-
chen Widerstandswillen auflösen und zur öf-
fentlich sanktionierten Anpassungspolitik
führen würde. Vor dem Hintergrund dieser
Erkenntnis erhielt eine westliche Reaktion
auf die sowjetische Vorrüstung im Bereich
nuklearer Mittelstreckenflugkörper ihre be-
sondere politische und psychologische Note.
Es ist daher nur zu verständlich, wenn einer
der besten Kenner der Materie damals
schrieb: „Es besteht kein Zweifel, daß die Be-
weggründe mehr politisch-psychologischer
als militärischer Natur waren."8)

IV. Nachrüstung heute

Die genannten Gründe für die Modernisie-
rung des nuklearen Mittelstreckenpotentials
der NATO gelten noch immer. Inzwischen al-
lerdings haben die weitere Entwicklung des
Kräfteverhältnisses, die offensive „Öffentlich-
keitsarbeit" der Sowjetunion in Sachen Dop-
pelbeschluß und der Verlauf der öffentlichen
Debatte insbesondere in potentiellen Statio-
nierungsländern zusätzliche Gründe geschaf-
fen, den Nachrüstungsteil des Doppelbe-
schlusses in vollem Umfang aufrechtzuerhal-
ten und die Stationierung für den Fall des
Scheiterns der Genfer Verhandlungen Ende
1983 anlaufen zu lassen.

Was die Entwicklung des Kräfteverhältnisses
seit 1979 anlangt, so hat die Sowjetunion, die
im Zeitpunkt des Doppelbeschlusses über 126
SS-20 verfügte, ihr Potential auf über 360 Sy-
steme ausgebaut. Außerdem hat sie inzwi-
schen mit der Dislozierung der Systeme

SS-21, SS-22 und SS-23 begonnen, wodurch
das nukleare Kräfteverhältnis in Europa sich
weiter zuungunsten der NATO verschlech-
tert. Die in diesem Zusammenhang vielfach
von der Sowjetunion geäußerte Drohung, man
werde im Falle westlicher Nachrüstung mit
dem Ausbau des sowjetischen nuklearen
Kurzstreckenpotentials beginnen, ist daher
längst Wirklichkeit geworden. Im übrigen
muß darauf hingewiesen werden, daß die Tat-
sache der bereits begonnenen Stationierung
dieser neuen Kurzstreckensysteme eindeutig
erweist, daß die aktive Vorbereitung für diese
Systeme lange vor dem Doppelbeschluß, ja so-
gar erheblich vor der beginnenden Debatte
über einen möglichen Beschluß begonnen ha-



ben muß: Ein technologisch anspruchsvolles
Waffensystem braucht heute rund zehn Jahre
vom Reißbrett bis zur Stationierung. Das seit
1979 weiter zuungunsten der NATO ver-
schlechterte nukleare Kräfteverhältnis in Eu-
ropa macht eine Nachrüstung daher heute
noch dringlicher, als sie 1979 war.

Hinzukommt, daß der Doppelbeschluß insge-
samt, insbesondere aber eine mögliche Nach-
rüstung, für den Fall des Scheiterns der Gen-
fer Verhandlungen inzwischen zum Testfall
für die NATO geworden ist. Zu beweisen ist,
daß die Sowjetunion sich heute nicht gleich-
sam als 16. NATO-Mitgliedstaat gerieren
kann, der durch ein einfaches Veto notwen-
dige Rüstungsentscheidungen der NATO ver-
hindert. Zu beweisen ist, daß die NATO auch
künftig ihre Rüstungsentscheidungen aus der
konkreten Bedrohung ableitet — unabhängig
davon, ob es der Sowjetunion gefällt oder
nicht. Zu beweisen ist, daß die westliche
Allianz noch immer über so viel Kraft, Kohä-

renz und Handlungswillen verfügt, daß sie
sich Drohungen der Sowjetunion gegen legi-
time Verteidigungsmaßnahmen nicht einfach
beugt. Sollten diese Beweise nicht geführt
werden können, wäre der Anfang vom Ende
der Atlantischen Allianz eingeläutet. Das wis-
sen alle Experten. Das empfinden wohl auch
die meisten Bürger.

Wichtig und gegenüber 1979 neu ist auch, daß
die westlichen Demokratien demonstrieren
müssen, daß sie sich nicht von Minderheiten
in ihren eigenen Ländern vorschreiben las-
sen, was sicherheitspolitisch zu tun ist. Es
muß angesichts der Beschlußlage klar und
verbindlich sein, daß nur ein akzeptables Ver-
handlungsergebnis in Genf die Stationierung
verhindern kann. Ob man es daher wahrha-
ben will oder nicht: Der Doppelbeschluß und
insbesondere eine mögliche Nachrüstung
sind auch zum Testfall für die Regierungsfä-
higkeit der Bundesrepublik Deutschland ge-
worden.



Dieter Senghaas

Rückblick und Ausblick auf Abschreckungspolitik

I. Abschreckung — Selbstabschreckung — Kriegführungsoptionen

In der Abschreckungspolitik wird von denk-
baren und für wahrscheinlich gehaltenen Ag-
gressionsabsichten eines potentiellen Geg-
ners ausgegangen; durch die Androhung
empfindlicher, nicht kalkulierbarer und ten-
denziell schnell eskalierender Vergeltungs-
maßnahmen mit Nuklearwaffen sollen solche
Absichten von vornherein durchkreuzt wer-
den. In Abschreckungsdoktrinen werden des-
halb das hohe Eskalationsrisiko und die Ver-
ringerung der Wahrscheinlichkeit eines gro-
ßen Krieges in einen direkten Zusammen-
hang gebracht Im übrigen — so wird argu-
mentiert — verbiete die kaum vorstellbare
Zerstörungswirkung von nuklearen Ab-
schreckungswaffen ihren Einsatz als militäri-
sche Instrumente, mit denen Kriege geführt
und ggf. gewonnen werden könnten. Ihr einzi-
ger Nutzen bestünde eben im Nichteinsatz,
weshalb Nuklearwaffen „politische Waffen"
seien. Darin läge ein der Öffentlichkeit nur
schwer zu vermittelndes Paradoxon, zumal es
keine moralische Rechtfertigung für den tat-
sächlichen Einsatz von nuklearen Massenver-
nichtungsmitteln gäbe, während die Andro-
hung des Einsatzes solcher Zerstörungspoten-
tiale als Mittel der Kriegsverhütung (noch)
ethisch zu rechtfertigen sei.

In einer der ersten Abhandlungen zur Ab-
schreckungsproblematik ist in diesem Sinne
schon 1946 nachzulesen: „Thus far the chief
purpose of our military establishment has
been to win wars. From now on its chief pur-
pose must be to avert them. It can have al-
most no other useful purpose.“ )1

Und 1982 schrieb ein langjähriger Verfechter
von Abschreckungspolitik im selben Sinne:
„Die Atomwaffen sind politische Waffen. Ost
und West sind sich einig, daß sie nicht einge-
setzt werden dürfen. Man kann nur mit ihrem
Einsatz drohen. Und diese Drohung hat ab-
schreckende Kraft. Sie ist beinahe eine mythi-

sehe Macht. Die These von der unfehlbaren
Wirkung der atomaren Drohung ist eine Hy-
pothese, eine erdachte Vorstellung, eine kon-
struierte Idee. Niemand kann beweisen, daß
sie vor der Wirklichkeit bestehen wird. Aber
der Gedanke, daß man einen Gegner mit der
nuklearen Drohung daran hindern kann, an-
zugreifen, hat Verführungskraft. Hier werden
sowohl das Gefühl als auch der Verstand an-
gesprochen. Atomstrategie ist deshalb so et-
was wie die Dialektik zwischen dem Verstand
und dem Irrationalen, ein Wettkampf zwi-
schen Vernunft und Unvernunft, bei dem die
Chance, vernünftig zu reagieren, groß ist.“ )2

Die Drohung mit dem Einsatz von Massen-
vernichtungsmitteln aus Gründen der Kriegs-
verhütung führt in der Abschreckungspolitik
jedoch zu einem grundlegenden Dilemma. In
einer asymmetrischen Abschreckungssitua-
tion, in der eine Seite über vernichtende Ver-
geltungswaffen verfügt, die andere nicht, setzt
die Androhung des Einsatzes massenmörderi-
scher Zerstörungspotentiale eine historisch
beispiellose moralische Skrupellosigkeit vor-
aus, die eigentlich nur bei terroristischen Re-
gimen unterstellt werden kann. Und in einer
symmetrischen Ausgangslage, in der beide
Seiten die Fähigkeit zur Vergeltung besitzen,
enthält die Eskalationsdrohung immer auch
ein hohes Selbstvernichtungsrisiko. Denn
sollte unter dieser Bedingung Abschreckung
fehlschlagen, würden militärische Vergel-
tungsschläge zu selbstmörderischen Strafak-
tionen ausarten — oder aber zuvor die Bereit-
schaft zur Kapitulation wecken. Von Grenz-
fällen terroristischer Regime abgesehen,
dürfte im Regelfall von den technischen Fä-
higkeiten zur Abschreckung mit Massenver-
nichtungsmitteln ein politischer und psycho-
logischer Effekt der Selbstabschreckung aus-
gehen, weshalb die „Glaubwürdigkeitslücke

2)



von Abschreckungspolitik von praktischer
Bedeutung ist ,
Seit der Existenz der „absoluten Waffe" blieb
dieser Sachverhalt Theoretikern und Prakti-
kern der internationalen Politik nicht verbor-
gen. Schon in den späten fünfziger Jahren
hatte Kissinger in seiner klassischen Studie
über Kernwaffen und auswärtige Politik, in
der eine mehrjährige grundlegende Debatte
aufgearbeitet wurde, dazu folgendes geschrie-
ben: „Je unheilvoller die Folgen des totalen
Krieges sein müssen, desto mehr werden die
verantwortlichen politischen Führer vor Ge-
waltmaßnahmen zurückschrecken. Sie wer-
den sich vielleicht zwecks Abschreckung auf
unsere totale Einsatzfähigkeit berufen, als
Strategie für die Kriegführung aber vor ihr
zurückscheuen." )3

Und 1970 hieß es im „Foreign Policy Report"
des amerikanischen Präsidenten Nixon, deut-
lich die Handschrift Kissingers verratend:
„Soll einem Präsidenten im Falle eines nu-
klearen Angriffs als einzige Wahl der Befehl
zur Massenvernichtung der Zivilbevölkerung
des Gegners bleiben, angesichts der Gewiß-
heit, daß darauf ein Massenschlag der Ameri-
kaner folgen würde? Sollte die Konzeption
von einer garantierten Vernichtung im eng-
sten begrifflichen Sinne verstanden werden,
und sollte sie der einzige Maßstab für unsere
Fähigkeit sein, vor der Vielfalt der Bedrohun-
gen, denen wir uns gegenübersehen können,
abzuschrecken?" )4

Und wiederum wird dieselbe Problematik,
wie übrigens zu vielen anderen Gelegenhei-
ten seit 1945, im „Foreign Policy Report" von
1971 angesprochen: „Die unterschiedslose
Massenvernichtung von Zivilisten auf der Ge-
genseite darf mir und meinen Nachfolgern
nicht als die einzige mögliche Antwort auf
Herausforderungen verbleiben. Das gilt be-
sonders für den Fall, daß eine solche Antwort
die Wahrscheinlichkeit in sich birgt, einen
nuklearen Angriff auf unsere eigene Bevölke-
rung auszulösen." )5

Nuklearwaffen vermitteln also den über sie
verfügbaren politischen Instanzen nicht nur
Machtfülle und eine historisch beispiellose
Vernichtungskraft; die Größe und Ungeheu-
erlichkeit des Zerstörungspotentials wirken
sich auf Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse lähmend aus; ein Einsatz von Nukle-
arwaffen erscheint auf Grund aller vorausseh-
baren abträglichen Folgen als unwahrschein-
lich. So kann die Existenz von Massenver-
nichtungsmitteln dazu führen, daß die über
sie verfügenden politischen Instanzen in eine
Lage der politischen Ohnmacht hineinmanö-
vriert werden: Sie werden dann, insofern der
Militärapparat nicht mehr als Druckmittel
und als einsetzbares Instrument benutzt wer-
den kann, eines ihrer klassischen Instrumente
zur Durchsetzung eigener Interessen beraubt.
Und damit wird, trotz anhaltender internatio-
naler Konflikte und Herausforderungen un-
terschiedlichen Intensitätsgrades, das tradi-
tionelle Verhältnis von auswärtiger Politik
und militärischer Gewalt in Frage gestellt.
Denn vor der Existenz von Nuklearwaffen lie-
ßen sich ggf. begrenzte politische Ziele durch
begrenzte kriegerische Aktionen bei einem
begrenzten Mittelaufwand erfolgreich durch-
setzen. Da trotz Nuklearwaffen die internatio-
nale Politik weiterhin von Interessenkonflik-
ten durchsetzt ist und Staaten auf die gewalt-
same Durchsetzung eigener Interessen nicht
verzichten wollen, stellt sich in Theorie und
Praxis die entscheidende Frage: „Ist es mög-
lich, sich eine Anwendung von Gewalt vorzu-
stellen, die weniger katastrophal ist als ein
thermonuklearer Krieg?" )6

Nicht nur das traditionelle Verständnis von
Politik und militärischer Gewalt führte zu
dieser Frage; sie drängte sich auch aus dem
Blickwinkel traditioneller Ethik auf; zu deren
herkömmlichen Prinzipien gehört die Beach-
tung der Verhältnismäßigkeit der Mittel bei
der Durchsetzung politischer Zwecke sowie
im Falle unausweichlicher kriegerischer Aus-
einandersetzungen die Unterscheidbarkeit
von Kombattanten und Nicht-Kombattanten.
Der durch Abschreckungspolitik angedrohte
Massenmord widerspricht in jeder Hinsicht
den Prinzipien traditioneller Ethik, die auf
eine Eingrenzung und Eindämmung kriegeri-



scher Gewalt ausgerichtet sind, so wie nu-
kleare Vergeltungs-Abschreckung auch den
mühsam erkämpften Errungenschaften des
Kriegsvölkerrechts widerspricht, solange
nicht ausgeschlossen werden kann, daß Ab-
schreckung fehlschlägt. Von letzterer Mög-
lichkeit muß eine verantwortungsbewußte
Politik ausgehen, denn einen möglichen Fehl-
schlag von Abschreckungspolitik zu leugnen,
wäre eine rein gesinnungsethische Haltung,
da niemand den Nachweis führen kann, daß
Abschreckungspolitik unter allen Umständen
auch in Zukunft anhaltend kriegsverhütend
wirken wird.
Mögen ethische und völkerrechtliche Skrupel
in der politischen Praxis nicht immer von aus-
schlaggebender Bedeutung sein, so wurde ge-
rade unter realpolitischen Gesichtspunkten
nach 1945 das Problem der Selbstabschrek-
kung immer wieder als äußerst ernst darge-
legt Das hat dazu geführt, Pläne über Waffen-
potentiale zu entwickeln, die es ermöglichen,
„einen mittleren Gebrauch von Gewalt erneut
gebührend in Betracht zu ziehen" ), sei es ver7 -
mittels eines glaubwürdigen militärischen
Drohpotentials, sei es vermittels eines ggf.
wirklich in kriegerischen Auseinandersetzun-
gen einsetzbaren Militärapparates.
So gibt es einen zweifachen sachlogischen
Zusammenhang: einmal den zwischen Ab-
schreckung mit Massenvernichtungsmitteln
und Selbstabschreckung, zum anderen denje-
nigen zwischen den Bemühungen zur Bewäl-
tigung von Selbstabschreckung und den pla-
nerischen und praktischen Vorbereitungen
für Optionen abgestufter nuklearer und nicht-
nuklearer Kriegführung. Mit solchen Bemü-
hungen allerdings entsteht in der Abschrek-
kungspolitik ein neues Dilemma, da durch die
Aufgliederung und Abstufung des nuklearen
Militärpotentials möglicherweise der den
Nuklearwaffen zugeschriebene allgemeine
Abschreckungseffekt verlorengeht, weil bei
einer Verringerung des Eskalationsrisikos
und bei einer Abschwächung des Selbstver-
nichtungsrisikos aus „politischen Waffen" er-
neut Instrumente der Kriegführung, jetzt al-
lerdings der nuklearen Kriegführung, zu wer-
den drohen.

Auf dem Hintergrund der aufgezeigten Pr
blematik wird verständlich, warum in der Al
schreckungsdiskussion von Anfang an, wen

‘auch zu verschiedenen Zeiten unterschiec
lieh intensiv, nach Möglichkeiten des milita
risch begrenzten und gezielten Einsatzes vo
Nuklearwaffen gesucht wurde. Ohne Berück
sichtigung der vielfältigen Versuche, Selbst
abschreckung zu bewältigen, ist weder di
langfristige Entwicklungsdynamik der At
schreckungspolitik noch die Auseinanderset
zung über einzelne Varianten von Abschrek
kungsmaßnahmen verständlich. Der Such
nach abgestuften und begrenzten Formei
nuklearer (und auch nicht-nuklearer) Krieg
führung mußte in der Abschreckungspolitil
eine hohe Priorität zukommen, weil es nacl
vorherrschendem realpolitischem Verstand
nis galt, politischen Manövrierraum zu gewin
nen. „Die Seite, die ihre Interessen nur durd
die Drohung, die gegenseitige Vernichtun
von Zivilisten einzuleiten, verteidigen kann
wird nach und nach auf eine strategische unc
deshalb geopolitische Lähmung zuschlit
tern." )8

Dem entgegenzuwirken, gilt die Ausdifferen-
zierung und qualitative Weiterentwicklung
des nuklearen Zerstörungspotentials. Und die
Suche nach plausiblen Szenarien abgestufter
nuklearer Kriegführung wird solange die wei-
tere Entwicklung von Abschreckungspolitik
bestimmen, als in ihr mit dem Einsatz von
Massenvernichtungsmitteln gedroht wird.
Diese Aussage gilt gerade auch unter den Be-
dingungen wechselseitig unzerstörbarer
Zweitschlagskapazitäten, die, weil sie sich ge-
genseitig neutralisieren, besondere Anreize
für einen Rüstungswettlauf hinsichtlich von
Kriegführungsoptionen entstehen lassen.
Die Vorstellung, der Trend zu nuklearen
Kriegführungsoptionen sei ein Spätprodukt
von Abschreckungspolitik, gehört zu den zu-
mindest in der breiten Öffentlichkeit kaum
auflösbaren Mythen von Abschreckungspoli-
tik. Wenngleich in den siebziger und achtzi-
ger Jahren eine deutlichere Akzentuierung in
Richtung auf Kriegführungs-Abschreckung zu
beobachten ist, wurde Abschreckungspolitik



in den fünfziger und sechziger Jahren keines- hafte Vernichtung angelegten Vergeltungs-
wegs von den Prinzipien einer auf massen- Abschreckung geprägt9).

) Eine frühe Analyse des Trends zur Kriegfüh-
rungs-Abschreckung findet sich in meinem zuerst
•969 und jetzt in Neuauflage greifbaren Buch: Ab-
schreckung und Frieden. Studien zur Kritik organi-
sierter Friedlosigkeit, Frankfurt 1981'.

) Zum folgenden s. L Freedman, The Evolution of
Nuclear Strategy, London 1981; A. L Friedberg, A
History of the US Strategie Doctrine, 1945 to 1980,
>n: Journal of Strategie Studies, 3 (1980) 1, S. 37—71;
j • Brodie, The Development of Nuclear Strategy, in:
international Security, 2 (1978) 4, S. 65—83; F. Kap-
an, Strategie Thinkers, in: Bulletin of Atomic
rcientists, (1982) 12, S. 51—56; sowie jetzt I. Clark,
Limited Nuclear War, Princeton 1982.

) Siehe den Bericht über B. Brodie, in: F. Kaplan,
a a-0. (Anm. 10), S. 52.

/

II. Von der „Konventionalisierung" der Nuklearstrategie
zur Sieg-Perspektive

Im Westen ist in der Abschreckungsdiskus-
sion und in den entsprechenden Einsatzpla-
nungen eine klare Stufenfolge in der Ausdif-
ferenzierung der Doktrinen über den abge-
stuften Gebrauch von Nuklearwaffen zu beob-
achten ).10

1. Schon vor der Doktrin der massiven Ver-
geltung (1954), mit der gewöhnlich die Vor-
stellung einer reinen Vergeltungs-Abschrek-
kung assoziiert wird, hat es Pläne über „be-
grenzte Nuklear-Schläge zu Demonstrations-
zwecken" gegeben, und selbst einer der Väter
der Abschreckungsdoktrin, der seit 1945 rela-
tiv beharrlich die These vertreten hat, der
Nutzen von Nuklearwaffen würde in ihrem
Nicht-Einsatz bestehen, also in ihrer Funktion
als politische Waffen, sah sich in den frühen
fünfziger Jahren veranlaßt, gegebenenfalls
kleine Nuklear-Schläge als Mittel zur frühzei-
tigen Beendigung konventioneller Kriege zu
empfehlen). Seine Überlegung widersprach
der damals vorherrschenden Meinung, Nu-
klearwaffen müßten schnell, auf breiter Front
und massiv
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eingesetzt werden, um den poten-
tiellen Gegner als eine lebensfähige Gesell-
schaft auszuschalten.
2. Es ist nicht zufällig, daß die Diskussion über
die Rolle und Funktion taktischer Nuklear-
waffen innerhalb des Abschreckungsspek-
trums an Boden gewann, als das Konzept mas-
siver Vergeltung zur Direktive der Nuklear-

Strategie erhoben wurde (1954). Denn diese
Doktrin war hinsichtlich begrenzter Konflikt-
fälle wenig überzeugend und kaum glaubwür-
dig. Mit der Einführung von taktischen Nu-
klearwaffen in das Abschreckungsspektrum
gegen Ende der fünfziger Jahre wurde auch
die Vorstellung, der Nuklearkrieg sei nur als
ein einziger großer Vernichtungsschlag vor-
stellbar, ad acta gelegt. Damit wurden Ent-
wicklungen verstärkt, die auf der nuklearstra-
tegischen Ebene schon angelegt waren und
die auf dieser Ebene an der Wende von den
fünfziger zu den sechziger Jahren eine deutli-
che Reakzentuierung erfuhren.

3. In Nachfolge der frühen Szenarien über be-
grenzte Nuklear-Schläge („limited strike stra-
tegy") der späten vierziger und frühen fünfzi-
ger Jahre müssen die in der wissenschaftli-
chen Diskussion schon in den fünfziger Jah-
ren und in der politischen Selbstdarstellung
seit den frühen sechziger Jahren artikulierten
counter-force-Doktrinen gesehen werden,
d. h. jene Doktrinen, die den abgestuften Ein-
satz von nuklearstrategischen Potentialen ge-
gen militärische Ziele des potentiellen Geg-
ners vorsahen. Solche Doktrinen, die seit den
frühen sechziger Jahren in vielen Varianten
formuliert worden sind, lassen sich auf einen
gemeinsamen Nenner bringen: Ihr Ziel ist es,
„begrenzte nukleare Einsatzoptionen" gegen
militärisch relevante Objekte außerhalb der
urban-industriellen Bevölkerungszentren aus-
findig zu machen ). Zwischenzeitlich wurden
auch große industrielle Anlagen als wichtige
Ziele von nuklearstrategischen Einsätzen be-
nannt (counter-recovery). über Zeit betrachtet
waren die Zielplanungen weit konstanter, als
es eine wechselhafte Abschreckungsrhetorik
gerade hinsichtlich von counter-force-Optio-
nen vermuten läßt.
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12) K. Knorr/T. Read (Eds.), Limited Strategie War,
New York 1962.



Den Auftakt zu einer ganzen Reihe von un-
terschiedlich akzentuierten counter-force-
Doktrinen bildeten zu Beginn der sechziger
Jahre nuklearstrategische Einsatzpläne, de-
ren Ziel es war, durch die Beseitigung eines
möglichst großen Teils der gegnerischen Ver-
geltungsstreitkräfte den Schaden zu begren-
zen, der bei einem unvermeidbar gewordenen
Nuklearkrieg auf der eigenen Seite entstehen
würde (damage limitation)13). Schon damals
war klar, daß eine solche defensiv gemeinte,
aber nur offensiv verwendbare counter-force-
Option letzten Endes in der Herausbildung
einer Erstschlagskapazität enden würde und
daß allein schon der Trend in eine solche
Richtung zu einem endlosen Rüstungswett-
lauf beider Seiten führen würde ). Um einer
solchen Ausweitung von nuklearen Potentia
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-
len, die damals schon unzweifelhaft als Instru-
mente der nuklearen Kriegführung verstan-
den wurden, entgegenzuwirken, sollten um
die Mitte der sechziger Jahre mit Hilfe der
Doktrin der gesicherten Zweitschlagskapazi-
tät Kriterien für sinnvolle Obergrenzen von
Rüstungsvorhaben festgelegt werden15). So
kam es zu numerischen Plafonds bei den Trä-
gersystemen, die dann mit geringen Verände-
rungen im SALT-I-Abkommen festgeschrie-
ben wurden. Tatsächlich zeigt aber die Ent-
wicklung der nuklearstrategischen Potentiale
seit Mitte der sechziger Jahre, daß die wei-
tere Suche nach Ausdifferenzierungen eines
für einsetzbar gehaltenen Nuklearpotentials
ununterbrochen weiterging und schließlich
auch im waffentechnologischen Durch-
bruch zur Mehrfach-Sprengkopf-Technologie
(MIRV) zu einem folgenschweren Ergebnis
führte.
Die mit dieser Waffentechnologie einset-
zende Vervielfältigung der nuklearen Spreng-
köpfe (allein zwischen 1972 und 1974 handelte
es sich um einen Zuwachs von 2 000 Spreng-
köpfen) zwang zu einer Korrektur der Ein-

satzplanungen, die neu formuliert als soge-
nannt Schlesinger-Doktrin bekannt wurden.
Unter den Prämissen der alten Einsatzpla-
nung bestand nämlich bei vermehrter Zahl
von Sprengköpfen die Gefahr, daß jeder als
begrenzt beabsichtigte Einsatz als Eröffnung
eines allgemeinen Nuklearkrieges mißver-
standen werden konnte ). So kam es zu einer
Einsat
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zplanung, auf Grund derer die Chance
eines selektiven Einsatzes von Nukearsyste.
men erhöht und die Wahrscheinlichkeit einer
unkontrollierten Eskalation begrenzt werden
sollten. Dabei gewann auch die aus den frü-
hen sechziger Jahren stammende Idee einer
„intra-war deterrence" erneut an Boden; ihr
zufolge sollte es möglich werden, durch den
geschickten Einsatz von Nuklearpotentialen
während des Kampfgeschehens mit dem Geg-
ner zu kommunizieren.

So wie die Schlesinger-Doktrin als eine Fort-
schreibung der counter-force-Doktrin der
sechziger Jahre verstanden werden kann, so
läßt sich die in der zweiten Hälfte der siebzi-
ger Jahre formulierte counter-vailing-Strate-
gie (Strategie des Gegengewichts) ihrerseits
als eine weitere Fortschreibung der Doktrin
ausführbarer und begrenzter Nuklearoptio-
nen („limited nuclear options") begreifen17)
Noch einmal wurde das generelle Ziel darge-
legt, für den Fall eines Nuklearkrieges durch
die jeweilige Art eines begrenzten und ge-
schickten Einsatzes der eigenen Nuklearwaf-
fen der Gegenseite Signale und Anreize zu
vermitteln, ihrerseits die weitere Eskalation
eher zu begrenzen als zu intensivieren; aber
nach der erklärten Zielsetzung ging es auch
darum, ein spezifisches Verhalten auf der Ge-
genseite zu erzwingen und zu einigermaßen
akzeptablen Bedingungen frühzeitig zu einer
Beendigung des Krieges zu gelangen. Inwie-
weit eine solche Kommunikation mit dem
Gegner während des Kampfgeschehens über-
haupt möglich und eine Erzwingungsstrategie



ohne weitere dramatische Eskalation durch-
führbar wäre, blieb in dieser Doktrin, nicht
anders als bei ihren Vorläufern, im dunkeln.
Und wie sollte es zum Abbruch der Kriegs-
handlungen bei einseitig akzeptablen Bedin-
gungen kommen?
4. Auf die in diesen Fragen angesprochenen
Schwächen und Inkonsequenzen der ver-
schiedenen Doktrinen „begrenzter Nukle-
aroptionen" haben neuere Beiträge zur nukle-
arstrategischen Diskussion aufmerksam ge-
macht18); die dabei artikulierte Kritik führte
nicht ohne Konsequenz zu der Doktrin eines
„führbaren, lang anhaltenden und gewinnba-
ren Nuklearkrieges"19). Erst in dieser letzten
Phase der Abschreckungsdiskussion ist es zu
einer Politisierung der öffentlichen Diskus-
sion über die Nuklearstrategie gekommen,
wobei nicht so sehr überraschend ist, daß
nunmehr militärstrategische Überlegungen
und Planungen in Richtung auf einen führba-
ren, lang anhaltenden und gewinnbaren Nu-
klearkrieg hinzielen, sondern daß die Öffent-
lichkeit in den vergangenen dreißig Jahren
Abschreckung offensichtlich immer als „Ver-
nichtungs- oder Vergeltungs-Abschreckung"
begriffen und damit den eigentlichen Ent-
wicklungstrend von Abschreckungspolitik,
die schrittweise Ausdifferenzierung der nu-
klearen Kriegführungs-Optionen, nicht wahr- 
genommen hat.
Alle Versuche, abgestufte Einsatzmöglichkei-
ten für Nuklearwaffen ausfindig zu machen
sowie entsprechende Planungen und Beschaf-
fungsprogramme zu verwirklichen, gehen von
bestimmten gemeisamen Prinzipien aus20):
1. Von der Annahme der selektiven Verwend-
barkeit von Nuklearwaffen. Diese Annahme

kommt allein schon durch die häufige Ver-
wendung spezifischer Begriffe in der ein-
schlägigen militärstrategischen und politi-
schen Diksussion zum Ausdruck. Danach sol-
len Nuklearwaffen „maßgeschneidert" (tailo-
red), „chirurgisch“ (surgical), „flexibel", „diskri-
minierend", „gezielt" verwendet werden kön-
nen.
2. Von der Proportionalität von politischem
Ziel und militärischem Aufwand. Die Doktri-
nen der „begrenzten Nuklearoptionen" haben
zum Ziel, ein breites Spektrum von Eventual-
fällen abzudecken, ganz begrenzte Auseinan-
dersetzungen ebensosehr wie solche mittlerer
oder höherer Intensität.
3. Von der Annahme der Begrenzbarkeit der
Eskalationsdynamik und damit von einer als
realistisch unterstellten Chance der Eskala-
tionskontrolle. Sie soll es ermöglichen, durch
geschickten Einsatz der Waffensysteme die
militärischen Zielsetzungen des Gegners und
seine Erfolgsaussichten zu durchkreuzen („de-
nial"), aber auch unverhältnismäßige Bestra-
fungs- und Vergeltungsaktionen („indiscrimi-
nate punishment", „retaliation") zu vermeiden.

4. Von, der Annahme, daß eine geschickte In-
szenierung eines abgestuft eingesetzten Nu-
klearpotentials nicht nur Eskalationskontrol-
le, sondern auch eine Eskalationsdominanz,
d. h. eine erfolgreiche Beendigung kriegeri-
scher Auseinandersetzungen nach eigenen
Bedingungen und zu eigenen Gunsten ermög-
licht, was voraussetzt, daß sich weitere Hand-
lungsoptionen der Gegenseite durchkreuzen
lassen.
Es muß betont werden, daß diese Prinzipien
für begrenzte Nuklearoptionen und begrenzte
Nuklearoperationen nicht ein Ergebnis nur
der allerneuesten nuklearstrategischen Dis-
kussion sind, sondern schon in den sicher-
heitspolitischen Debatten der fünziger und
sechziger Jahre eine zentrale Rolle spielten.
Genau besehen, sind seit der Mitte der sech-
ziger Jahre in der nuklearstrategischen Dis-
kussion, ja in der Militärstrategie insgesamt,
keine grundlegend neuen Ideen aufgekom-
men. Die verschiedenen denkmöglichen Vari-
anten von counter-force-Optionen für strate-
gische und taktische Nuklearwaffen waren
ohne Ausnahme in der nuklearstrategischen
Diskussion zwischen 1955 und 1965 schritt-



weise erarbeitet worden. Manche offiziellen
Dokumente sind hierfür ein beredtes Zeug-
nis; noch mehr gilt dies für die damalige, in
einem engen Zusammenhang mit politischen
Entscheidungsprozessen stehende akademi-
sche Diskussion über Nuklearstrategie und
einige aus ihr hervorgegangene grundlegende
Veröffentlichungen21). So thematisierte schon
1965 Herman Kahn in seiner Studie über die
Eskalation nach Umfang und Intensität ab23 -
gestufte Szenarien für die Verwendung nu-
klearer Zerstörungspotentiale innerhalb einer
insgesamt 44sprossigen Eskalationsleiter22).
Seine Darstellung faßte eine zehnjährige mili-
tärstrategische Diskussion zusammen, in der
folgenschwer der Nuklearkrieg immer weni-
ger als Holocaust und immer mehr als Krieg,
in dem man verlieren oder auch’ obsiegen
konnte, verstanden wurde 23).

3) H. Kahn, On Thermonuclear War, Princeton
1960.
) Das Zitat entstammt McNamaras berühmter
Rede an der University of Michigan in Ann Arbor
(Juni 1962), zitiert in D. Ball, a. a. O. (Anm. 15),
S. 197.

) Siehe hierzu C. S. Gray, Nuclear Strategy. The
Case for a Theory of Victory, in: International Secu-
rity, 3(1979) 1, S. 54—87; C. S. Gray und K. Payne,
Victory is Possible, in: Foreign Policy, Nr. 39, Som-
mer 1980, S. 14—27.
2)6 Siehe hierüber das Interview mit McNamara im
August 1982 in der Washington Post; auf deutsch R
S. McNamara, Wie wir die Sowjets in die Aufrü-
stung trieben, in: Nachrichten und Stellungnahmen

Dieser Trend, einen Nuklearkrieg wie jeden
bisherigen Krieg zu begreifen und damit das
„Undenkbare zu denken" (Kahn), kann auch
als „Konventionalisierung“ der Nuklearstrate-
gie interpretiert werden. Schon 1962 hieß es
in einem offziellen Statement: „Die USA sind
zu dem Schluß gekommen, daß, soweit mög-
lich, die grundlegende Militärstrategie in ei-
nem möglichen allgemeinen Nuklearkrieg auf
dieselbe Weise gehandhabt werden sollte,
wie eher konventionelle militärische Opera-
tionen in der Vergangenheit betrachtet wor-
den sind. D. h., die erstrangigen militärischen
Ziele sollten für den Fall eines Nuklearkrie-
ges, der aus einem Angriff auf die Allianz
resultiert, in der Zerstörung der militärischen
Streitkräfte des Feindes und nicht seiner Zi-
vilbevölkerung liegen."24)
Eine Konventionalisierung der Nuklearstra-
tegie beinhaltet, herkömmliche militärische
Kategorien, mit denen konventionelle Kriege
betrachtet, geplant und durchgeführt wurden,
auf den Nuklearkrieg zu übertragen. Eine sol-
che Orientierung mußte langfristig zu einer
von den Prämissen einer Vergeltungsab-

schreckung nicht ableitbaren Renaissance
von Konzeptionen wie militärisches Gleich-
gewicht, Überlegenheit oder Unterlegenheit
führen. Und sie hat auch dazu beigetragen,
daß militärischer Sieg und militärische Nie-
derlage wieder zu für relevant gehaltenen
operativen Kategorien wurden25).

Als Amerika zeitweilig ein Monopol an Nu-
klearwaffen und weitreichenden Trägersyste-
men besaß, auch als es für kurze Zeit allein
über eine relativ gesicherte Zweitschlagska-
pazität plus counter-force-Potentialen verfüg-
te, lag eine solche Konventionalisierung der
Nuklearstrategie nahe. Bemerkenswerter-
weise hat aber die wirkliche Konventionali-
sierung des nuklearstrategischen Denkens
erst mit der Existenz von wechselseitig gesi-
cherten Zweitschlagskapazitäten einen enor-
men Aufschwung genommen, ging es doch
nunmehr darum, in den militärischen Planun-
gen die Möglichkeit und die Gefahren eines
auf landgebundene Nuklearsysteme konzen-
trierten Schlagabtausches zu berücksichtigen.
Mögen einschlägige Erstschlagsszenarien als
politisch wahnwitzig und unwahrscheinlich
und als militärisch bizarr anmuten, so hindert
das nicht daran, daß sie den neuesten Militär-
planungen, insbesondere den forcierten coun-
ter-force-Aufrüstungsschüben, zugrunde lie-
gen.
Bei aller erheblichen Kontinuität in den
Grundzügen der Abschreckungspolitik, die an
früherer Stelle betont wurde, wurden erst in
neueren Beiträgen die Implikationen einer of-
fensiv auf Kriegführungs-Abschreckung ange-
legten Nuklearstrategie offen artikuliert
Noch McNamara warnte zu Beginn der sech-
ziger Jahre in einem inzwischen veröffentli-
chen Geheimdokument den damaligen ameri-
kanischen Präsidenten vor den Wünschen
der amerikanischen Luftwaffe, sich eine Erst-
schlagsfähigkeit zuzulegen (McNamara: „Ich
fürchte mich heute, das verdammte Ding auch
nur zu lesen")26). Die Schlesinger-Doktrin und



die Doktrin des Gegengewichts (counter-vai-
ling strategy, PD 59-Dokument) betonen noch
den reaktiv-defensiven Charakter der be-
grenzten Nuklearoperationen für den Fall ei-
nes Nuklearkrieges bzw. die Selbstkontrolle
und Selbstbegrenzungen für den Fall eines
Ersteinsatzes von Nuklearwaffen27). Aber
auch eine auf die teilweise Vernichtung der
gegnerischen Nuklearwaffen und Einsatzsy-
steme gerichtete counter-force-Strategie
führte zwangsläufig dazu, eigene Systeme ge-
gen die gegnerischen Militärprotentiale ein-
zusetzen, ehe diese die eigenen auslöschen
könnten. Auch wenn keine Absichten für ei-
nen Praventivschlag vorliegen sollten, muß
doch unter den Bedingungen einer sich zu-
spitzenden weltpolitischen Krise bei entspre-
chenden counter-force-Planungen die Gefahr
eines Präventivschlages in Rechnung gestellt
werden, wodurch bei Existenz verwundbarer
Systeme ein fast automatisch sich einstellen-
der Zwang zu einem vorwegnehmenden
Schlag entsteht (Präemptiv-Schlag)28).
„Counter-force und nuklearer Erstschlag hän-
gen wechselseitig voneinander ab. Ein Erst-
schlag impliziert eine counter-force-Zielfest-
legung, denn der einzige anfängliche Angriff,
welcher Sinn macht, besteht in einem scha-
denbegrenzenden Schlag, nämlich der Zerstö-
rung eines größtmöglichen Teils der nuklea-
ren Streitmacht des Gegners. Und die coun-
ter-force-Zielvorgabe impliziert ihrerseits ei-
nen Erstschlag, nämlich einen präemptiven
Schlag, weil ein Zweitschlag gegen die Rake-
ten des Gegners in dem Maße nutzlos ist, als
die eigenen Raketen leere Löcher treffen
würden."29)

Wenn also bei counter-force-Optionen Krite-
rien für Obergrenzen unbestimmt bleiben,
muß der Aufbau einer Erstschlagskapazität
befürchtet werden, und schon diese Furcht al-
lein reicht aus, neue Rüstungsschübe auszulö-
sen.
Hinzu kommt, daß — wie in neueren Abhand-
lungen über Kriegführungs-Abschreckung be-
tont wurde — begrenzte nukleare Optionen
nur bei strategischer Überlegenheit praktisch
sinnvoll sind30). Denn anderenfalls müßten
sich die beiden Kontrahenten auf gemein-
same „Spielregeln" einlassen, weil nur dann
Begrenzungen vorstellbar seien. Unter strate-
gischer Überlegenheit wird dabei verstanden,
einen Krieg auf jeglicher Intensitätsstufe füh-
ren und den Gegner besiegen zu können oder
aus einer solchen Auseinandersetzung mit ei-
ner großen Chance des schnellen Wiederauf-
baus („recovery") hervorzugehen. Die bisheri-
gen Doktrinen und Planungen über begrenzte
Nuklearoptionen und begrenzte Nuklearope-
rationen werden als bloße Anhängsel an
Pläne interpretiert, in denen keine Vision
darüber entwickelt worden sei, welche politi-
schen Ziele mit einem Nuklearkrieg als Krieg
tatsächlich erreicht werden sollten. Was in
den früheren Versionen solcher Doktrinen
euphemistisch als Eskalations-Dominanz um-
schrieben wurde, wird hier als ein Problem
„kompetitiver Eskalation“ begriffen und damit
als eine Angelegenheit von Sieg oder Nieder-
lage. Werden begrenzte Einsätze von Nukle-
arwaffen bei nicht gegebener strategischer
Überlegenheit als sicherer Weg in die Nie-
derlage interpretiert, so führt die Überlegung,
daß der begrenzte Einsatz von Nuklearwaffen
nur aus einer Position der Stärke heraus sinn-
voll ist, unter den Bedingungen weiterhin ge-
sicherter Zweitschlagskapazitäten nicht ohne
Konsequenz zum Plädoyer, die politischen
Machtzentren des Gegners zu lähmen, ja sie
durch gezielte Schläge auszuschalten, das
gegnerische System also zu enthaupten („de-
capitation") und zu zerrütten ).31

Mit solchen Überlegungen wurde die Doktrin
der Kriegführungs-Abschreckung auf die



Spitze getrieben, und wie häufig in der nu-
klearstrategischen Diskussion lassen solche
Zuspitzungen langfristige Entwicklungs-
trends des Abschreckungssystems früher und
besser erkennen als Verlautbarungen, die aus
diplomatischen Gründen Sachverhalte be-
schönigen ).32

Der dargelegte Entwicklungstrend von der
Vernichtungs-Abschreckung zur Kriegfüh-
rungs-Abschreckung kommt nicht nur in offi-
ziellen Äußerungen und in wissenschaftli-
chen Darlegungen zum Ausdruck; dem Ent-
wicklungstrend der Abschreckungsdoktrin
entsprechen handfeste Entwicklungen in den
Militärapparaten. Vier von ihnen sind in die-
sem Zusammenhang besonders erwähnens-
wert:
— die Vervielfältigung der nuklearstrategi-
schen Trägersysteme und daran anschließend
der Waffenköpfe-,

— die waffentechnologische Entwicklung in
Richtung auf höhere Verläßlichkeit und Ge-

nauigkeit der Waffensysteme (Trend zur „ab-
soluten Zielgenauigkeit");
— die Tatsache, daß die nukleare Zielplanung
und die Beschaffungsprogramme zu keiner
Zeit mit den öffentlich ausgesprochenen de-
klamatorischen Leitlinien der Abschrek-
kungspolitik voll übereinstimmten. Die tat-
sächlichen Zielplanungen waren in erhebli-
chem Maße auf militärische und auch politi-
sche Objekte gerichtet, keineswegs — wie ei-
gentlich von der Doktrin gesicherter Zweit-
schlagskapazität erwartbar — zu allererst auf
städtische Zentren;
— die Planungen über neue Beschaffungsvor-
haben in den achtziger und frühen neunziger
Jahren, die unmißverständlich auf eine wei-
tere Differenzierung und einen weiteren Aus-
bau der Kriegführungs-Abschreckung hindeu-
ten (weitere Vermehrung der Sprengköpfe;
neue ballistische Abwehrsysteme ohne Auf-
gabe der Offensivsysteme; Ausbau der Poten-
tiale zur Bekämpfung feindlicher U-Boote;
Weltraumsysteme; etc.).

III. Läßt sich eine reine Vergeltungs-Abschreckung verwirklichen?

Der Trend zur Kriegführungs-Abschreckung
blieb in der strategischen Diskussion nicht
unwidersprochen, und jeder neue Rüstungs-
schub in diese Richtung hat in den vergange-
nen Jahren eine Grundsatzdiskussion ausge-
löst332 ). Dieser Sachverhalt kann jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, daß der Wettstreit
zwischen der Doktrin gesicherter Zweit-
schlagskapazitäten (MAD) und counter-force-
Positionen in der Praxis zugunsten der Krieg-
führungs-Abschreckung entschieden wurde.
Die wesentlichen Kritikpunkte der Vertreter
einer Vergeltungs-Abschreckung (MAD) ge-

gen Vorstellungen nuklearer Kriegführung
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

1. Begrenzte nukleare Einsatzoptionen än-
dern an den grundlegenden Bedingungen
wechselseitiger Zerstörungsfähigkeit nichts.
Das Selbstvernichtungsrisiko bleibt auf
Grund der Größe der Zerstörungspotentiale,
ihrer Überfülle (Redundanz) und der nicht zu
eliminierenden Eskalationsgefahr bestehen.
Durch das Zusammenspiel dieser Faktoren
werde der Krieg eher verhindert als durch
„Verteidigungsfähigkeiten". Daß kein Nukle-
arkrieg gewonnen werden könne, sei die ent-
scheidende Ausgangslage, während das Ge-
rede über die Führbarkeit und Gewinnbarkeit
des Nuklearkrieges gefährliche Illusionen
wecke und Abschreckung entstabilisieren
würde.
2. Die Vorstellungen über Eskalationskon-
trolle und Eskalationsdominanz erschienen
zwar logisch und plausibel, in Wirklichkeit 
seien sie jedoch abstrakt und apolitisch, weil
die mit einer effektiven Eskalationskontrolle



und Eskalationsdominanz verbundenen prak-
tischen Probleme rhetorisch überspielt wür-
den. Schon der Versuch einer Eskalationskon-
trolle bei beabsichtigter Eskalationsdominanz
sei ein Widerspruch in sich selbst; es gäbe
gute Gründe anzunehmen, daß begrenzt beab-
sichtigte Einsätze vom potentiellen Opfer als
der Beginn des allgemeinen Nuklearkrieges
interpretiert würden. Auch seien die Kom-
mando-, Kontroll- und Kommunikationssy-
steme weit weniger verläßlich und wider-
standsfähig, als in militärischen Szenarien un-
terstellt würde; und für völlig abwegig könn-
ten die Annahmen über rationale Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung gelten, die
den Eskalations- und Deeskalationsszenarien
zugrunde liegen. Im übrigen bleibe unerfind-
lich, warum die Kommunikation zwischen
den Gegnern nach Ausbruch des Nuklear-
krieges eher möglich sein solle als vor Beginn
des Kampfgeschehens — eine Unterstellung,
die implizit Eskalationsdoktrinen zugrunde
liegt, insbesondere denjenigen, die von der
Möglichkeit eines „intra-war bargaining" aus-
gehen.

3. Betont wird, daß auch mit den gesicherten
Zweitschlagskapazitäten Optionen für be-
grenzte Nukleareinsätze möglich seien, aller-
dings nur in einem beschränkten Ausmaße,
weil ein Übergang zu einer sich ausweitenden
counter-force-Position Erstschlagsoptionen
impliziere, das Kriegsrisiko erhöhe und Rü-
stungsschübe ohne plausible Grenzen auslö-
se. Dadurch würde mehr Verunsicherung ge-
schaffen als Sicherheit.

4. Angesichts dieser Bedingungen sei die Ver-
wirklichung einer „high quality deterrence" so
aufwendig wie sinnlos, denn trotz aller ent-
sprechenden Planungen und Vorbereitungen
sei nicht auszuschließen, daß in existentiell
zugespitzten Situationen, wo weitreichende
Entscheidungen über Leben und Tod zu tref-
fen wären, begrenzte nukleare Optionen und
entsprechende Einsatzpotentiale die gleichen
Selbstabschreckungseffekte zeitigen würden
wie einfache MAD-Potentiale. Dann wäre
man aber wieder bei der Ausgangslage ange-
langt; zurück bliebe ein politischer Scherben-
haufen, weil alle konstruktiven Ansätze zu ei-
ner polnischen Verständigung (Entspannung,
Rüstungskontrolle, ökonomische Kooperation

und wissenschaftliche Kommunikation etc.)
zunichte gemacht worden wären.

Trotz dieser Kritik ist die Hinwendung der
Abschreckungspolitik zu einer Position der
„reinen und simplen Abschreckung" (pure and
simple)34) unwahrscheinlich, weil ihr politi-
sche und waffentechnologische Trends zuwi-
derlaufen, und weil, wie dargelegt, aus imma-
nenten Gründen die Dynamik der Abschrek-
kungspolitik immer schon über die denkbare
Position einer minimalen Abschreckung hin-
ausgewiesen hat.

3) „Deterrence, Pre and Simple” ist das Ziel von T.
Draper, a. a. O. (Anm. 33).
35) Zu einer nicht unter alarmistischen und gar pro-
pagandistischen Vorzeichen stehenden Diskussion
über diesen Sachverhalt siehe D. Holloway, The
Soviet Union and the Arms Race, London 1982; J.
Erickson, The Soviet View of Deterrence. A Gene-
ral Survey, in: Survival, (1982) 6, S. 242—252.

Unwahrscheinlich ist eine Hinwendung der
Abschreckungsstrategie zu einer reinen und
kräftemäßig drastisch verringerten Zweit-
schlagskapazität auch, weil beide weltpoliti-
schen Gegenspieler, USA und SU, bei der
Konzipierung der Abschreckungspolitik vor
denselben grundlegenden Problemen stehen.
Die vorangegangene Analyse hat die ameri-
kanische Diskussion ins Zentrum gestellt,
einmal, weil die wesentlichen militärstrategi-
schen Innovationen aus den USA stammen
und Amerika auch darin eine Vorreiterfunk-
tion hatte, zum anderen, weil diese Diskus-
sion sich dort in aller Öffentlichkeit entwik-
kelt. Es kann jedoch kein Zweifel daran beste-
hen, daß sich die Sowjetunion frühzeitig an
counter-force-Optionen orientierte und ent-
sprechende Waffensysteme zulegte, wenn-
gleich ihre öffentlichen Äußerungen immer
eher darauf abzielten, die Idee einer Begrenz-
barkeit des Nuklearkrieges abzulehnen. Das
galt insbesondere in Zeiten der nukearstrate-
gischen Unterlegenheit, als die Betonung des
hohen Eskalationsrisikos und der Unkontrol-
lierbarkeit der Eskalationsspirale als ein Ab-
schreckungsmittel verstanden wurde. Auch
im Falle der Sowjetunion ist es wichtig, die
öffentlichen Deklamationen über Abschrek-
kung als Mittel der Sicherheitspolitik von den
konkreten Zielplanungen und den tatsächli-
chen Beschaffungsprogrammen zu unter-
scheiden35).



Vor allem in den siebziger Jahren hat die So-
wjetunion ihre counter-force-Potentiale er-
heblich ausgeweitet und qualitativ verbessert
Schneller als erwartet ist ihr der Durchbruch
zur Mehrfachsprengkopf-Technologie (MIRV)
gelungen. Die Treffgenauigkeit der neu einge-
führten Systeme (SS-17, SS-18, SS-19, SS-20)
wurde erheblich gesteigert. Nur von diesem
Hintergrund her sind die Horrorvisionen ei-
nes sowjetischen Erstschlages gegen die land-
gebundenen Interkontinentalraketen der
USA zu verstehen. Die USA ließen diesen
Vorgang nicht auf sich beruhen. Aktiviert

wurden seit Ende der siebziger Jahre Rü-
stungsvorhaben, von denen die meisten seit
langem im Gespräch waren und einige — qua
Modernisierungsvorhaben — auch ohne den
sowjetischen Rüstungsschub auf den Weg ge-
bracht worden wären.

Auf dem Hintergrund eines neu belebten
Konfrontationskurses steht demnach einer
Hochschaukelung von counter-force-Rü-
stungsvorhaben kaum etwas im Wege, wie es
scheint nicht einmal ihre schwieriger gewor-
dene Finanzierbarkeit.

IV. Einige Folgerungen

Aus den vorangegangenen Überlegungen las-
sen sich einige Schlußfolgerungen ziehen:

1. Die aufgezeigten Entwicklungstrends in der
Abschreckungspolitik weisen auf eine wei-
tere Militarisierung des Ost-West-Konfliktes
hin. Die militärische Dimension des Kon-
fliktes ist aber durch ein erhebliches Maß an
Eigendynamik gekennzeichnet. Dadurch wird
es in Zukunft möglicherweise noch schwieri-
ger, den politischen Gehalt des Konfliktes of-
fenzulegen und zu thematisieren. Doch nur
auf diesem Wege könnten politische Kon-
fliktlösungsstrategien erarbeitet werden ).36

2. Die Chancen wirksamer internationaler Rü-
stungskontrolle werden sich wahrscheinlich
nicht erhöhen, sondern eher verringern.
Heute wäre vor allem eine präventiv wir-
kende Rüstungskontrolle erforderlich, um
weiteren Rüstungsschüben zu neuen counter-
force-Potentialen entgegenzuarbeiten. Doch
der langfristige waffentechnologische Trend
läuft dem Ansatz einer präventiven Rüstungs-
kontrolle entgegen. Es bedürfte ganz beson-
derer Anstrengungen, um sie trotzdem wirk-

sam werden zu lassen. Hierzu fehlen jedoch
zur Zeit die erforderlichen Ausgangsbedin-
gungen in der internationalen Politik37).
3. Mit der Abschreckungspolitik war immer
schon die Vorstellung einer friedenspoliti-
schen „Übergangsstrategie" verbunden. Vor-
gesehen war der Übergang vom Kalten Krieg
und Rüstungswettlauf zu einer sich selbst sta-
bilisierenden Abschreckungs-Konstellation;
diese sollte dazu beitragen, Bedrohtheitsvor-
stellungen abbauen zu helfen, Rüstungskon-
trolle zu ermöglichen und gegebenenfalls er-
ste Schritte zur Abrüstung einzuleiten. Bis
heute kann davon keine Rede sein, und es ist
durchaus fraglich, ob im Zusammenhang von
Abschreckung sich jemals eine solche Per-
spektive praktisch eröffnet — eine Perspekti-
ve, die schon durch eine gegenteilige Praxis
überollt wurde, als sie in den späten fünfziger
und frühen sechziger Jahren formuliert
wurde (frühe Rüstungskontroll-Schule, sog.
„Heidelberger Thesen" der Evangelischen Kir-
che Deutschlands, etc.).



Peter-Kurt Würzbach: Die Bundesrepublik Deutschland und das Nordatlanti-
sche Bündnis
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 38/83, S. 3—8

Die NATO kann heute eine überzeugende Bilanz vorweisen: Seit über drei Jahrzehnten
herrscht Frieden in Europa, während in anderen Teilen der Welt mehr als 140 Kriege
geführt wurden, Grundlage dieses Erfolges war und ist, daß das Verbindende in der Wer-
tegemeinschaft des Bündnisses stets den unterschiedlichen nationalen Interessen überge-
ordnet war. Die seit 15 Jahren gültige NATO-Strategie hat in dieser Zeit ihren politischen
Zweck erfüllt, und es gibt keinen Grund, nicht auch weiterhin an ihren friedenserhalten-
den Wert zu glauben. Neue Vorschläge wie „No First Use", „Nuclear Freeze“ oder eine
„Atomwaffenfreie Zone“ können nichts oder wenig zur Erweiterung der Sicherheit bei-
trageh.
Die Bundesrepublik leistet sowohl hinsichtlich der aufgestellten Einheiten als auch
bezüglich der Verteidigungsausgaben einen beachtlichen Beitrag zum Bündnis und wird
auch gegenüber den neuen Herausforderungen der NATO nicht abseits stehen:
1. Die Bundesregierung steht nach wie vor zum NATO-Doppelbeschluß.
2. Die Bundesrepublik Deutschland hat in den letzten Jahren bereits viel Geld für die
konventionelle Verteidigung aufgewendet, deren Ausbau angesichts der zahlenmäßigen
Überlegenheit des Warschauer Paktes weiter vorangetrieben werden muß.
3. Auch für die Bundesrepublik wird es notwendig sein, zürn Schutz vitaler Interessen
aller NATO-Staaten außerhalb des Bündnisgebietes beizutragen, indem sie die Vereinig-
ten Staaten (die in diesem Zusammenhang globale Aufgaben zu übernehmen haben) in
Europa entlasten wird.
4. Die Ausarbeitung einer militärstrategischen und politischen Gesamtkonzeption gegen-
über dem Warschauer Pakt ist notwendig, um das Kräftegleichgewicht zwischen den
Blöcken zur Sicherung des Friedens aufrechterhalten zu können. Auch hier will die Bun-
desrepublik Deutschland mit ihren Partnern dazu beitragen, Lücken zu schließen.

Karsten D. Voigt: Vorrang für Vertragspolitik. Zum Problem von Nuklear-
waffen in Europa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 38/83, S. 9—19

Der NATO-Doppelbeschluß ist ein Kompromiß. Dieser Beschluß kann für unterschiedli-
che politische Konzeptionen genutzt werden. x
Es gibt seit 1979 Politiker und Militärs, die die Stationierung von Pershing-II-Raketen und
Cruise Missiles für militärisch unverzichtbar hielten. Auf der anderen Seite gab es Politi-
ker und Militärs, die die Nachrüstung zwar für eine der möglichen Reaktionen auf die
sowjetische SS-20-Rüstung hielten, die aber zum Teil daran zweifelten, ob landgestützte
Raketen und der Waffenmix von Pershing II und Cruise Missiles politisch sinnvoll seien.
Sie zweifelten auch, ob die Nachrüstung wirklich militärisch zwingend erforderlich sei.
Sie stimmten dem verteidigungspolitischen Teil des NATO-Doppelbeschlusses vor allem
deshalb zu, weil sie auf diese Weise die Sowjetunion und die USA zu Verhandlungen zum
Bereich der nuklearen Mittelstreckenwaffen zu bewegen hofften. Sie haben bereits da-
mals und seitdem immer wieder jeden Automatismus bei der Stationierung abgelehnt.
Diejenigen, die heute eine engere Verknüpfung der Genfer INF-Verhandlungen mit den
Genfer START-Verhandlungen fordern, knüpfen damit an rüstungskontrollpolitische
Überlegungen an, die bereits zum Zeitpunkt des NATO-Rats-Beschlusses von 1979 bestan-
den. Eine inhaltliche Verknüpfung der Genfer INF-Verhandlungen mit den Genfer
START-Verhandlungen könnte im übrigen auch eine direkte oder indirekte Berücksichti-
gung oder Kompensation der britischen und französischen Systeme erleichtern.
Die Genfer INF-Verhandlungen haben erst zwei Jahre später begonnen, als es 1979 zu
hoffen war. Aus der Tatsache des relativ späten Verhandlungsbeginns und der Analyse
des bisherigen Verhandlungsverlaufs ergibt sich die Überlegung, falls die Genfer Ver-
handlungen bis zum Herbst dieses Jahres zu keinen Vereinbarungen geführt haben, dann
die Verhandlungen fortzuführen, ohne mit der Stationierung zu beginnen. Diese Überle-
gungen ergeben sich aus einem sicherheitspolitischen Konzept, in dem Bemühungen um
ausgewogene Vereinbarungen zwischen Ost und West der politische Vorrang eingeräumt
wird.



Hans Rühle: Warum Nachrüstung?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 38/83, S. 20—27

Auf der Ebene einer Explikation des Nutzens militärischer Macht versucht der Aufsatz,
noch einmal die Beweggründe des NATO-Doppelbeschlusses darzustellen und zu bele-
gen, warum eine Durchführung seines Modernisierungsteils bei Scheitern der INF-Ver-
handlungen unumgänglich ist Militärische Macht wird hier zum einen als Instrument der
Kriegführung gesehen, zum anderen aber als Mittel der Abschreckung und der Drohung,
Erpressung und Einschüchterung sowie als politisch-psychologischer Faktor durch die
öffentlich wahrgenommene Entwicklung militärischer Kräfteverhältnisse. Vor dem Hin-
tergrund der Aufrüstung der Sowjetunion im europäischen Bereich durch die SS-20 und
den Backfire-Bomber bei zugleich in SALT II vereinbarter strategischer Parität wurde eine
Modernisierung der nuklearen Mittelstreckensysteme der NATO großer Reichweite
(über 1 000 km) unumgänglich; denn:
— Die amerikanische INF in Europa sollen dem Bündnis die Fähigkeit, Abschreckung
und Verteidigung unter den veränderten strategischen Bedingungen auch in Zukunft
glaubwürdig und wirksam zu erhalten, verleihen.
— Zahl und Zusammensetzung der geplanten Mittelstreckensysteme sollen auch bei
nuklearstrategischem Gleichgewicht das sowjetische Kriegsrisiko auf sowjetisches Gebiet
ausdehnen.
— Die Überlebensfähigkeit der neuen Mittelstreckenwaffen soll ihrerseits die Gefahr
einer überraschenden sowjetischen Aggression vermindern und die Fähigkeit der NATO,
kontrolliert zu eskalieren, verbessern.
Aufgrund der Tatsache, daß seit dem NATO-Doppelbeschluß die sowjetische SS-20-
Rüstung weitere wesentliche Fortschritte gemacht hat, zur Zeit aber auch schon ein
erheblicher Aufwuchs von Kurzstreckensystemen festzustellen ist (die ihrerseits als Dro-
hung benutzt werden, um zu verdeutlichen, wie die Perspektiven beschaffen sein werden,
wenn die NATO den Modernisierungsteil des Doppelbeschlusses durchführt), ist es für
das Bündnis unumgänglich, seine Handlungsfähigkeit beim Scheitern der Genfer Ver-
handlungen mit der Durchführung des Beschlusses unter Beweis zu stellen.

Dieter Senghaas: Rückblick und Ausblick auf Abschreckungspolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 38/83, S. 28—38

Abschreckungspolitik auf der Grundlage von Massenvernichtungsmitteln enthält ein ho-
hes Eskalations- und Selbstvernichtungsrisiko. Auf Grund ihrer denkbaren Folgewirkun-
gen führt sie in der Regel zu einem erheblichen Maß an Selbstabschreckung. Um glaub-
würdig wirksam sein zu können, stellt sich deshalb das Problem, wie diese Selbstabschrek-
kung bewältigt werden kann. In der Entwicklungsgeschichte der Abschreckungspolitik
führte diese Problematik zur Herausbildung abgestufter Einsatzoptionen und damit zu
Planungen über begrenzte und gezielte Einsätze von Nuklearwaffen als Mittel der Ab-
schreckung. Es werden langfristige Entwicklungstrends der Abschreckungspolitik nach-
gezeichnet: die Herausbildung der vielfältigen Doktrinen über den abgestuften Gebrauch
der Gewalt und entsprechender Waffenpotentiale. Weiterhin wird nach den Chancen
einer sogenannten minimalen Abschreckung gefragt (Vergeltungs-Abschreckung). Pro-
gnostiziert wird eine weitere Entwicklung in Richtung auf verfeinerte und abgestufte Ein-
satzoptionen. Damit scheint die weitere Militarisierung des Ost-West-Konfliktes vorge-
zeichnet zu sein; die Chancen einer wirksamen Rüstungskontrolle werden skeptisch beur-
teilt. Es ist unwahrscheinlich, daß Abschreckungspolitik die Rolle einer „Übergangsstrate-
gie" annehmen wird.
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